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l. Einleitung
Die Rechtsstellung älterer Geschädigter ist eine andere als diejenigen von jünge-

ren Geschädigten. Der Eintritt ins Pensionsalter führt zunächst zu einer Ände-
rung des soz1alversicherungsrechtlichen Status. Der Versicherte tritt von der IV
in die AHV über und kann grundsätzlich nur noch die versicherten Leistungen
der AHV/EL und der Krankenversicherung beanspruchen. Für bereits Geschä-
digte stellt sich mit diesem Systemwechsel die Frage, ob die bisherigen Ver.si-
cherungsleistungen weiterhin ausgerichtet werden. Für Personen, die nach der
Pensionierung verunfallen oder krank werden, führt der Systemwechsel zu einem
Wegfall rtes IJnfallversicherungs,schutz.es, der wegen der Vertragslreiheit der
pr ivatversicherer of t  n icht  durch Abschluss einer pr ivatcn Llnl i r l lvct 's ichcrt tng
wettsemacht werden kann.

Neben der Anclerung des Versichertenstatus ändern sich im Alter auch die sozia-
Ien Risiken. Mit zunehmendem Alter steigt das Risiko, sich nicht mehr selbst
versorgen zu können oder den einen betreuenden oder pflegenden Angehörigen
alters- oder krankheitshalber nr verlieren. Das Ver.sorgungsausfallrisiko mani-
festiert sich in ungedeckten PJlegekosten und dem Wegfall von Versorgungsleis-
tungen de s ve rsto rbenen Angehörigert.

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit diesen Problembereichen. In einem
ersten Teil werden die sozialversicherungsrechtlichen Leistungen dargestellt, die
ältere Geschädigte beanspruchen können, wenn sie das Pensionsalter überschrei-
ten oder der sie versorgende Ehegatte verstirbt. Der zweite Teil widmet sich der
sozialversicherungsrechtlichen Leistungspflicht bei Pflegebedürftigkeit. Die
Stellung der pflegenden Angehörigen schliesslich bildet Gegenstand des dritten
Tei ls.

ll. Sozialversicherungsrechtliche Leistungspflicht bei
älteren Versicherten
Rentenanspruch
Altersrente

a) Ordentliche Altersrente

Mit Eintritt in das Pensionsalter entsteht der Altersrentenanspruch'. Altersrenten
sehen die erste Säule (AHV)', die zweite Säule (berufliche Vorsorge)3 und die
Unfallversicherung vor, letztere insoweit, als die Invalidenrente lebenslänglich
bezahlt wirdo und ab dem Pensionsalter die Funktion einer Altersrente einnimmts.

Die Höhe der Altersrente der AHV hängt von den jeweiligen Versicherungspa-
rametern ab. Die Mindestrente von CHF I'140 pro Monat erhalten Nichter-
werbstätige und Erwerbstätige, die durchschnittlich ein jährliches Erwerbsein-
kommen von CHF l3'680 erzielt habeno. Die Maximalrente von CHF 2'280 pro

' Das Pensionsalter tritt bei Männern mit dem erreichten 65. Altersjahr und bei den Frauen mit erreichtem
64. bzw. 62. Alterslahr ein (vgl. Art. 21 Abs. 1 AHVG und 13 Abs. 1 BVG). Die Altersrenten der AHV kön-
nen vorbezogen und aufgeschoben werden (vgl. Art. 39 f. AHVG).

"  vgt .Art .21 f f .  AHVG.
'  Vgl .Art .  13 f f .  BVG.
'  vgt .Art .  i9 Abs.2 uvc.

Vgl  BGE 126 l l l  41 E. 4,  122V 418 E.3a und 113 V 136 E.4b sowie Urtei l  BGer vom 24.01,2001
(4C23712000) E.3b.

'  Gcrnäss Rcnlentabel le 2009
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Mortat  wirr l  Vcrsic l rcr  lcrr  gcw: ihr t .  r l ic  t l r r rchsclrrr i t t l ic l r  crrr  . j i ihr l ichcs l r r  -
wcrbscinkonrnen von ( ' l l t i  t t2 '0t t0 oclcr  rnchr crz ic l t  habcnt,  wobci  Ehcgattcn,
denen eine ordentlichc Alters- oder lnvalidenrente zusteht. maximal l1oa/a der
Maximalrente beanspruchen können8.

Die Höhe der Altersrente der beruflichen Vorsorge richtet sich nach der Höhe
des auf dem beitragspflichtigen Erwerbseinkomment angesparten Altersgutha-
bens und dem im Rentenzeitpunkt geltenden Umwandlungssatz von derzeit
6,87o'0. Der Versicherte kann verlangen, dass thm ein Viertel seines Altersgutha-
bens, das für die Berechnung der tatsächlich bezogenen Altersleistungen mass-
gebend ist, als einmalige Kapitalabfindung ausgerichtet wird". Die Altersrenten
der ersten und zweiten Säule machen erfahrungsgemäss 507o bis 807o des Brut-
toerwerbseinkommens im Pensionierungsalter aus".

b) Ausserordentliche Altersrente

Die erste Säule gewährt ausnahmsweise Schweizer Bürgern mit Wohnsitz und
gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz ausserordentliche Altersrenten, die
während der gleichen Zahl von Jahren versichert waren wie ihr Jahrgang, denen
aber keine ordentliche Altersrente zusteht, weil sie bis zur Entstehung des Ren-
tenanspruchs nicht während eines vollen Jahres der Beitragspflicht unterstellt
gewesen sind. Ausserordentliche Altersrenten erhalten ferner Ehegatten, die mit
einem obligatorisch versicherten Schweizer Bürger verheiratet sind und im Aus-
land leben, aber gemäss zwischenstaatlicher Vereinbarung oder völkerrechtlicher
Übung dem Vorsorgesystem seines Wohnsitzstaates nicht angehören13.

c) Zusatzrenten
Personen, welchen eine Altersrente der ersten bzw. zweiten Säule zusteht, haben
für jedes Kind, das im Falle ihres Todes eine Waisenrente beanspruchen könnte,
Anspruch auf eine Kinderrente'..

' Gemäss Rententabelle 2009.
I vgt Arr.35 Abs. 1 AHVG.
" Erwerbseinkommen unterliegen bis maximal CHF 75 960 der Beitragspflicht (vgl. Art. B Abs. 1 BVG).

Höhere Eniverbseinkommen sind im Rahmen der freiwilligen überobligatorischen Vorsorge versichert..
1o Vgl. Art. 14 BVG.
" vgt. Art. 37 Abs. 1 BVG.
12 vgr.  z.  B.  BGE 129 u 13s E.3.3.
13 Vgl. Art. 42 Abs. 't und 3 AHVG.
14 Vgl. z. B. AtI.22'" AHVG und Art. 17 BVG.

2. Hinterlassenenrente

a) HinterlassenenrentevonAngehörigendesGescltädigten
(1) Ordentl icheHinterlassenenrente
l)cnt lr l rcgattcn und u.U. auch den Kindern stehen Hinterlassenenrenten der
AHV'5. dcr bcrul l ichcrr Vorsorge'u und der Unfal l f '  bzw. Mil i tärversicherung'u
zu'n. Der Anspruch auf eine Hinterlassenenrente besteht in den finalen Sozialver-
sichcrungen unabhängig von der Todesursache. Der Hinterlassenenrentenan-
s;rruch der Unfallversicherung'0 und der Militärversicherung'' demgegenüber
lriingt davon ab, ob der Tod des Geschädigten unfallbedingt eingetreten ist.

(2) Ausserordentliche Hinterlassenenrente (sog, Reversionsrente)

Die Militärversicherung kann ausserordentliche Ehegatten- und Waisenrenten
bci ungenügenden Vorsorgeleistungen gewähren, wenn der Tod nicht durch den
Dienstunfall verursacht worden ist (sog. Reversionsrenten)2t. Voraussetzung ist,
dass der Versicherte im Zeitpunkt des Todes seit fünf Jahren eine mindestens 40-
(loige Invalidenrente bezogen hat und invaliditätsbedingt die übrigen Vorsorge-
leistungen fehlen oder erheblich vermindert sind'3. Mit den ausserordentlichen
Ehegatten- und Waisenrenten, die maximal der Hälfte der ordentlichen Hinter-
lassenenrenten entsprechen'4, wird ein allfälliger unfallbedingter Versorgungs-
ausfall bei den nächsten Angehörigen des Versicherten, der als Folge des bis
zum Tod verletzungsbedingt verminderten Einkommens eintritt, ausgeglichen'u.

b) Hinterlassenenrente des Geschädigten beim Tod des ptlegenden
Angehörigen

Stirbt der pflegende Angehörige, hat das für den Geschädigten weitreichende
Konsequenzen. Es entstehen in der Regel Mehrkosten, z.B. bei einem Heimein-
tritt, und ein Versorgungs- und Rentenausfall, wenn der Geschädigte vom Ange-
hörigen auch finanziell versorgt wurde. Die geltende Leistungsordnung nimmt

'u vgr. Art,.23 ff. AHVG.
'u vgr.Art .  18 BVG.
" vgr.Art .28 f f .  uvc.18 Vgl. Ar1. 51 ff. MVG. Die MV kennt auch Elternhinterlassenenrenten (vgl. Art. 55 MVG).
'e Die Hinterlassenenrente der UV ist nachrangig zu den Renten gemäss AHVG und IVG und wird als Kom-

plementärrente ausgerichtet (vgl. Art. 31 Abs. 4 UVG).20 Vgr. Art.28 uvc.
"  vgt .Art .5r  f f .  MVG.22 Vgr. Art.54 MVG.23 Vgl. Art. 54 Abs. 1 MVG.24 Vgt. vgt. Art. 54 Abs.2 MVG.25 Vgl. Botschaft zum Bundesgesetz über die Militärversicherung vom 27 . Juni 1990 = BBI 1990 lll 201 ff.
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luul ' r l icscn Sortc lcr ' l i r l l  kc i r rcrr  I lczLrg.  I )cr ' ( icsclui t l ig lc cr l r i l t  bcirrr ' l 'o t l  t lcs pl ' lc-
genden Angchör igcn diesclbc Hintcr lasscncnrcntc wic nicht  gcschi id igtc Versi-
cherte.

Die geltende Regelung ist dann nicht nachteilig, wenn der Betreute auf einen
Haftpflichtigen zurückgreifen kann, sei es, dass dieser für seine Betreuungs-
bzw. Pflegebedürftigkeit oder den Tod des Angehörigen einzustehen hat. Im
ersten Fall besteht eine Ersatzpflicht für den Betreuungs- und Pflegeschaden.
Insbesondere auch die unentgeltliche Angehörigenpflege ist zu entschädigen,
sofern die Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit rechtserhebliche Folge des haf-
tungsbegründenden Tatbestandes war'6. Anspruchsberechtigt ist der pflegebe-
dürftige, nicht der pflegende Angehörige. Zu entschädigen sind die mutmassli-
chen Lohnkosten einer entgeltlichen Betreuung und Pflegett bzw. der
tatsächliche Lohnausfall des pflegenden Angehörigen, sofern dieser die mut-
masslichen Lohnkosten nicht erheblich übersteigt". Stirbt der pflegende Angehö-
rige oder kann er umständehalber die erforderliche Betreuung nicht mehr erbrin-
gen, ist durch diese haftpflichtrechtliche Ausgangslage sichergestellt, dass der
Pflegebedürftige weiterhin zu Hause bleiben und sich durch eine entgeltliche
Pflegefachkraft betreuen lassen kann.

Besteht keine Haftung für die Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit, wohl aber
eine solche für den Tod des pflegenden Angehörigen, kann der Betreute gegen-
über dem Haftpflichtigen, der für den Tod des pflegenden Angehörigen verant-
wortlich ist, einen Versorgungsausfallschaden geltend machen". Sein Betreu-

Vgl. Art. 46 OR und Urteil BGer vom 26.03.2002 (4C.27612001) = Pra 2002 Nr. 212 = plädoyer 200215, 57
= HAVE 2002, 276 = ZBJV 2003, 394 (Bemerkungen von Hardy Landolt) E. 6. Die Ersatzfähigkeit wurde
insbesondere auch für die unentgeltliche Betreuung und Pflege durch den Ehegatten (vgl. BGE 28 U 200
und 21, 1042/1050) bzw. Konkubinatspartner (vgl. UrteilAmtsGer Sursee vom 02.11.2004 (21 0222)i.5.
Bernet c. Nyffeler und Schweizerische Mobiliar E. C/4.3) oder die Eltern (vgl. BGE 108 ll422 = Pra 1983
Nr. 30, 35 l l  216 und 33 l l  594 sowie Urtei l  BGer vom 23.06,1999 [4C.412l1998] = p13 1999 Nr. 171 = plä-
doyer 1999/5, 58 = SJZ 1999, 58 und 479 = JdT 200'l l, 489) bejaht, wobei es unerheblich ist, ob das be-
treute Kind bereits mündig ist (vgl. BGE 97 ll 259 und Udeil BGer vom 26.03.200214C.276120011 = Pra
2002 Nr. 212 = plädoyer 200215,57 = HAVE 2002,276 = ZBJV 2003, 394 [Bemerkungen von Hardy Lan-
doltl).
Vgl .BGE99l l221E.2und35l l216sowieUrlei leHGerZHvom12.06.2001 (E01/0/HG950440)=plädoy-
er 2001/6,66 und 200211,67 =ZR 2002 Nr. 94 =ZBJV 2003,394 (Bemerkungen von Hardy Landolt) E.
V/2 und vom 20.10.1986 i.S. S. gegen W. (HG 286/80) E. 5.3 sowie KGer VS vom 02.03./06.09.1979 i.S.
Hennemuth c. Luftseilbahn Betten-Bettmeralp AG und Schweizer Union = SG 1979 Nr. 16 E.Sa/aa und
5b/bb.
Vgl. BGE 97 11259 E.3 und 33 11594 E.4 sowie Urtei le BGervom 26.03.2002(4C.27612001)= Pra2002
Nr.212 = plädoyer 200215,57 = HAVE 2002,276 = ZBJV 2003,394 (Bemerkungen von Hardy Landolt)E.
6b/aa, OGer Luzern vom 27.09.2006 (11 04 163) = 14yg 2007,35 (Bemerkungen von Hardy Landolt) E.
B, VerwGer BE vom 21 .11 .1994 i .S. S. und OGer AG = AGVE 1975, 37 E. 5a.
Vgl. Art. 45 Abs. 3 OR.

unr ' \  r r r r t l  l ' l l t ' r ' t 's t ' l l r t lcrr  is t  i r r  t l icsetn l i l r l l  v t t tn I ' i i t ' t lcn ' l 'od des Angclr( i r igcn
f f  r r l lp l l i t ' l r t igcrr  /u crr tschi id igcn" ' .  sol 'crr t  c l ic  vonl  Angeh( i r igen geleisteten
l lctrctrrrrrg- t r r r t l  l ' l ' lcgclc istr-rrrgcrt  n icht  bcrci ts beim Haushal tschaden erhöhend
bcrticksiclrt igt worclcn sind. Dcr Betreute muss sich aber die Pflegeversiche-
rrurgslcistr-rngcn anrcchnen lassen, die er von den für seine Betreuungs- und Pfle-
gc bcdürfi i gke i t lei stungspfl ichtigen Sozialversicherern erhält.

Ist weder eine Haftung für die Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit noch den
Wcgfall des pflegenden Angehörigen gegeben, erhält der Betreute einerseits die
Pllegeversicherungsleistungen der für seine Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit
lci stungspfl ichtigen Sozialversicherer und andererseits Hinterlassenenrenten von
den für den Tod des pflegenden Angehörigen leistungspflichtigen Sozialversi-
cherern. Da der pflegende Angehörige in der Regel nur durch die AHV/IV und
die Krankenversicherung gedeckt ist, erhält der Betreute beim Tod des pflegen-
den Angehörigen die minimale Hinterlassenenrente der IV.

3. Ergänzungsleistungen

Die EL bezwecken eine Sicherung des sozialversicherungsrechtlichen Existenz-
minimums von Alters- und Invalidenrentnern sowie Bezügern einer Hilflosen-
entschädigung der IV3'. Das ELG sieht einerseits die jcihrliche Ergönzungsleis-
tung (Erwerbsersatz)32 und andererseits eine Vergütung von Krankheits- und
Behinderungskosten (Kostenersatz)33 vor. Die jährliche Ergänzungsleistung be-
steht in der Differenz der anrechenbaren Einnahmen und Ausgaben'.. Das sozial-
versicherungsrechtliche geht über das absolute Sozialhilfeminimum hinaus'u;
folgerichtig sieht die Neue Pflegefinanzierung explizit vor, dass ein Aufenthalt in
einem anerkannten Pflegeheim in der Regel keine Sozialhilftabhdngigkeit zur
Folge haben darfu. Dies gilt ntutatis mutandis auch für andere Pflegebedürftige;
auch sie sollten nicht sozialhilfebedürftig werden". Das El-Leistungssystem

31

32

33

34

35

Siehe z. B. Urtei l  BGH vom 06.10.1992 (Vl ZR 305/91)= DAR 1993,25 = MDR 1993, 124 = NJW 1993,
124 = VersR 1993,56 (Ersatzanspruch des behinderten Ehemannes für Pflegekosten beiTötung der Ehe-
frau).
Vgl. A'1.4 Abs. 1 ELG.
Vgl. Art. I ff. ELG.
Vgl. Art. 14 ff. ELG.
Vgl. Art.  10 Abs. 1 ELG.
Die anrechenbaren Ausgaben von CHF 31 340.- für einen Alleinstehenden zuzüglich die in Art. 10 Abs. 3
ELG erwähnten Ausgaben sind höher als das in den SKOS-Richtlinien erwähnte sozialhilferechtliche Exis-
tenzminimum.
Vgl. Art.  10 Abs. 2 l i t .  a ELG.
Siehe auch Art. 7 Abs. 1 IFEG.

36
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Ll l t tc l 'sc l lc i r lc t .  ob s ic l t  t ler  Vcrsichcr lc i r r  Spi t i r l -  bzw. l lc i r r r l l l ' lc lc or lcr ' l l t r r rspl lc-
gc (Spi tcx- urrd Angch( i r igcnpl ' lcgc) bcl ' inr lct 'n.

B. Hilfsmittelanspruch
1. Hi l fsmit te lanspruchderUnfal lversicherung

Der unfallversicherte Geschädigte hat lebenslänglich Anspruch auf die Hilfsrnit-
tel, die körperliche Schädigungen oder Funktionsausfälle ausgleichen und in der
HVUV aufgeführt sind3e. Die versicherten Hilfsmittel umfassen Prothesena.,
Stütz- und Führungsapparate für Gliedrrasseno', orthopädische Stützkorsettsa2,
orthopädisches Schuhwerko3, Hilfsmittel für Defekte im Kopfbereichoo, Hörappa-
rateas, Brilleno6, Sprechhilfegerätea7, Fahrstühleou, Hilfsmittel für Blinde und hoch-
gradig Sehschwacheoe und Gehhilfen50.

2. Hilfsmittelanspruch der AHV

a) Allgemeines

Die AHV ist primär zwar nur eine Erwerbsersatzversicherung, kennt aber
gleichwohl auch einen Hilfsmittelanspruchs'. Dieser steht Versicherten mit
Wohnsitz und gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz zu. Der Anspruch ent-
steht frühestens am ersten Tag des Monats, für welchen eine Altersrente bezogen
wird, spätestens bei Erreichen des Rentenalters, und erlischt, wenn die An-
spruchsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt sindu2. Die versicherten Hilfsmittel
umfassen Schuhwerku', Hilf-smittel für den Kopfbereichuo, Rollstühle ohne moto-

38 Weiterführend infraZitler llllCl2cund lll/C/3/c.3e vgl. Art. 11 uvc.40 Vgl. Ziffer 1 HVUV.o' Vgl. Zitler 2 HVUV.42 Vgl. Ziffer 3 HVUV.43 Vgl. Ziffer 4 HVUV.44 Vgt. Ziffer 5 HVUV.45 Vgl. Ziffer 6 HVUV.46 Vgt. Ziffer 7 HVUV.47 Vgt. Ziffer B HVUV.48 Vgl. Ziffer I HVUV.
4e Vgt. Zif fer 11 HVUV.50 Vgt. Ziffer 12 HVUV
:l Vgl. 43'"'AHVG und HVA.
:: Vgl. Art.3 HVA.
cJ Vgl. Ziffer 4 HVA.54 Vgl. Ziffer 5 HVA.

r\( l r ( 'n, . \n l r r t ' t r  rnt t l  l l i l lsrrr i t tc l  l t i r  St ' l r l rc l r i r r r lcr lc" ' .  l r r r  Vcrglc ich zur Hi l l 'srrr i t -
I t ' l  l . rs l r ' t l r ' r  IV ist  t ler ' t lnr l ' l r r rs t lcr  rcrs ic l rcr tcn Hi l l .srni t tc l  bcscheiden. Weder
\ \ ( ' r ' ( le n l ' l ' lcscbcttcr t  l toclr  I : lcktrorol lst t ih lc von dcr AHV übernommen.

b) Austauschbefugnis
l)ic l{VI sicht lcrncr cxplizit eine Ausrauschbefugnis für nicht auf der Hilßmit-
ttllistt, be:.eichnetc otler selbst angeschffie Hilfsmittel voru7. Das EVG lehnte
tlen Clrr"rndsatz der Austauschbefugnis im Bereich der Hilfsmittelversorgung der
Al{V seit je abuu. [n einem Entscheid von 1992 setzte sich das EVG erstmals mit
tlcr Austauschproblematik auseinander und befand, dass die Verwaltungspraxis,
worrach Altersrentner den Fahrstuhl bei den ermächtigten Mietstellen r,u bezie-
lrcn hätten, keine gesetzeswidrige Einschränkung bewirkeun. Drei Jahre später
hiclt das EVG unter Hinweis auf diesen Entscheid fest, dass <der Vorinstanz
tlurin, dass es sich bei der Austauschbefugnis um einen im gesamten Sozialversi-
clrerungsrecht Grundsatz handle, nicht beigepflichtet werden> könne6o. Das EVG
hcgründete seine ablehnende Haltung u. a. mit einem Hinweis auf die in Art. 4
HVA verankerte Besitzstandsgarantie und fand, dass diese Bestimmung <wohl
cinen gewichtigen Teil (ihrer) Berechtigung verlöre, wenn auch für die Abgabe
von Hilfsmitteln durch die Altersversicherung die Austauschbefugnis gälte>>61.

f n jüngerer Zeit wurde die Austauschbefugnis im Hilfsmittelrecht der AHV trotz
I"ehlens von entsprechenden Bestimmungen in der HVA, wie sie die HVI vor-
sieht, bejaht6'. Begründet wird diese Praxisänderung damit, dass die rechtl iche
Ausgangslage in Bezug auf die Hilfsmittell isten in der Invaliden- und der Alters-
versicherung im Wesentlichen die gleiche ist. Weder im einen noch im anderen
Fafl ist innerhalb einer Hilfsmittelkategorie die Wahl der konkret zu beanspru-
chenden Vorkehr zwingend vorgeschrieben. Es bestehen deshalb keine normati-
ven Anhaltspunkte, die frir die Altersversicherung darauf schliessen liessen, dass
die Austauschbefugnis grundsätzlich nicht zur Anwendung gelangen könnte63.

55

56

57

58

59

60

61

62

Vgl. Ziffer 9 HVA.
Vgl. Ziffer 11 HVA.
Vgl. Art. 2 Abs. 5 und Art. 8 Abs. 1 HVl.
Vgl. Uftei le EVG vom 23.02.2005 (H57102)E,2.2t.,vom24.02.2Q00 (H 435/99)E,2c, vom 10.07.1995 (H
283/94) E. 4c und vom 24.11.1992 (H 38/92) E. 5 (alle betreffend Hilfsmittelanspruch).
Vgl. UdeilEVG vom 24.11.1992 (H 38/92)E.5.
Urtei lEVG vom 10.07.1995 (H 283/94)E.4c.
rbid.
Vgl. BGE 131 V 107 E.3.4 (Elektrorol lstuhl)und Urtei lEVG vom 04.05.2005 (H 199/01)E.2.3.1 und 2.3.3
(orthopädische Einlagen und Schuhe).
Vgl  BGE 131 V 107 E.3.4.3.
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C. Kostenersatzanspruch
Der Kostenersatzanspruch f i , i r  Behandlungs-, Pflege- und Transportkostenuo r ich-
tet sich bei unfal lversicherten Geschädigten nach den unfäl l  versicherungsrechtl i -
chen, bei den anderen Geschädieten nach den krankenversicherunssrechtlichen
Bestimmungenut.

D. Besitzstandsgarantie
Bei Geschädigten, die vor dem Pensionsalter Leistungen der IV (Invalidenrente,
Hilflosenentschädigung und Hilfsmittel) bezogen haben, stellt sich beim Über-
tritt in die AHV die Frage, ob der Versicherte sich weiterhin auf die invaliden-
versicherungsrechtliche Ordnung berufen kann. Als Folge der Besitzstandsga-
rantie ist vom Weiterbestand der bisherigen bzw. der höheren LeistLrnger,, aus-
zugehenuu.

lll. Sozialversicherungsrechtliche Leistungspflicht für
Pflegekosten

A. Ausgangslage

Das schweizerische Sozialversicherungsrecht kennt - im Gegensatz zu anderen
Staaten - keine eigenstöndige Pflegeversicherung, die einerseits den Anspruch
des Pflegebedürftigen auf soziale Pflegeversicherungsleistungen und andererseits
die Kompensation von Deckungslücken regelt, die bei unentgeltlich pflegenden
Angehörigen entstehen. Die einzelnen Sozialversicherungszweige regeln diese
beiden Fragen uneinheitlich.

64 Nach Art. 13 UVG besteht Anspruch auf Ersatz der notwendigen Transportkosten. Diese umfassen auch
Besuchskosten der Angehörigen (vgl. Urteil VersGer AG vom 13.10.2004 [8E.2004.00233] E.4). Art.25
Abs. 2 KVG schränkt den Ersatzanspruch auf medizinisch notwendigen Transportkosten ein. Siehe ferner
zu den Besuchs- und Begleitungskosten BGE 120 V 288f1.,118 V 206 E.4 f.  und 109 V 266 sowie Urteit
EVG vom 30.1'1.1978 i .S. Sch. und AH|-Praxis 1993, 42E.4a.65 Weiterführend intraZitfer lll/C zu den Pflegekosten.66 Vgl. z. B. Art. 82 Abs. 1 ATSG und Art. 330'Abs. 1 AHVG und BGE 131 V 371 ff. (Weiterbestand einer
Invalidenrente nach Erreichen des AHV-Alters), Art. 430* Abs. 4 AHVG und BGE 133 V 569 ff. (Weiter-
bestand einer Hilflosenentschädigung der lV nach Eneichen des AHV-Alters) sowie Art. 4 HVA.

B. Hilflosenentschädigung

1. Al lgemeines

l: irrc l l i l l ' losencrrtschi idigung kennen AHV6', IVU', Unfal l-on und Mil i tärversiche-
r.ung"' .  Dic Hil lhsenentschädigung der Mil i tärversicherung geht derjenigen der
[]nl ir l lvcrsichcrung, diese derjenigen der IV und diese derjenigen der AHV vort ' .
l ) ic Hi l l losenentschädigung stel l t  eine zwar exportfähige, aber nicht export-

1rf ' l icht ige Geld- bzw. Dauerleistung i .S.v. Art.  17 Abs. 2 ATSG dar", die absolut
rrnpländbar istt3. Anspruchsberechtigt sind grundsätzlich nur der jeweiligen Sozi-
rrlvcrsicherung unterstellte Versicherte mit Wohnsitz und gewöhnlichem Aufent-
halt  in der Schweizto.

l)cr Anspruch entsteht bei Eintritt der HilflosigkeitTs. Die Bemessung der Hilflo-
scnentschädigung richtet sich in der AHV, IV und Unfallversicherung nach den-
sclben Kriterien'u. Nach Art. 9 ATSG gilt eine Person als hilflos, die wegen der
tseeinträchtigung der Gesundheit ffu alltcigliche Lebensverrichtungen dauernd
der Hife Dritter oder der persönlichen Überwachung bedarf. Die spezifischen
Ausführungsbestimmungentt erwähnen neben der Hiffe bei der Verrichtung von
tiltmglichen Lebensverrichtungen und der persönlichen Überwachung auch die
P.flege und die lebenspraktische Begleitung".

Im Unterschied zu der Hilflosenentschädigung der IV und Unfallversicherung
wird die Hilflosenentschädigung der AHV nur bei mittlerer oder schwerer, nicht
aber leichter Hilflosigkeit gewährt und ist betragsmässig tiefer. Die altersbeding-
te Ungleichbehandlung wird sich mit dem In-Kraft-Treten der Neuen Pflegefi-

67 Vgl. Art. 43* AHVG und Art. 66* AHVV.
68 Vgl. Art. 42tt.lvc und Art. 35 ff. lvv.
6e Vgl. Art. 26 f. UVG und Ar1. 37 f. UVV.

' Vgl. Art. 66 Abs. 3 ATSG.72 Vgr. BGE 139 v s7 E. 6.4.
73 Vgl. BGE 130 u 4oo E.3.9.2.
74 Vgl. Art. 42t.lVG. Unter dem Begriff Wohnsitz ist der Wohnsitz nach Art. 23 Abs. l ZGB zu verstehen, also

derjenige des frei gewählten Wohnsitzes unter Ausschluss des abgeleiteten Wohnsitzes bevormundeter
Personen nach Art.25 Abs.2 ZGB (vgl.  BGE 130 V 404 E.5 und 6).

75 An. 37 UVV, der den Beginn des Anspruchs auf eine Hilflosenentschädigung der Unfallversicherung an
den Beginn eines allfälligen Rentenanspruchs knüpft, ist verfassungs- und gesetzwidrig (vgl. BGE 133 V 42
E.3).

1 Vgr. BGE 127 v i15 E. rd.
"  Vgl .z.B. Art .37IVV und Ad. 38 UVV.
78 Die lebenspraktische Begleitung beinhaltet weder die direkte oder indirekte Dritthilfe bei den sechs alltägli-

chen Lebensverrichtungen noch die Pflege noch die Übenvachung. Sie stellt vielmehr ein zusätzliches und
eigenständiges Institut der Hilfe dar (vgl. BGE 133 V 450 E.9).
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nanzierung ändern7n. Neu können auc'h Altersrentner mit leichter Hilflosigkeit
eine Hilflosenentschcidigung beanspruchento. Der Anspruch auf die Entschädi-
gung für eine Hilflosigkeit leichten Grades entfällt aber bei einem Aufenthalt im
Heims' .

Die Hilf losenentschädigung der AHV für eine Hilf losigkeit schweren Grades
beträgt 80Vo,jene für eine Hilf losigkeit mitt leren Grades 507c des Mindestbetra-
ges der Altersrente von derzeit CHF l'1408'. Die Hilflosenentschädigung der IV
demgegenüber rnacht bei schwerer Hilf-losigkeit 807o, bei mittelschwerer Hilflo-
sigkeit 507o und bei leichter Hilflosigkeit 20 o/o des Höchstbetrages der Alters-
rente von derzeit CHF 2'280 ausu'. Die Hilflosenentschädigung der UV beläuft
sich bei schwerer Hilflosigkeit auf das Sechsfache, bei mittelschwerer Hilflosig-
keit auf das Vierfache und bei leichter Hilflosigkeit auf das Doppelte des
Höchstbetrages des versicherten Tagesverdienstes von derzeit CHF 34680.

Hält sich ein Bezüger einer Hilf losenentschädigung zu Lasten der Sozialversi-
cherung in einer Heilanstalt auf, so entfällt der Anspruch auf die Entschädigung
für jeden vollen Kalendermonat des Aufenthalts in der Heilanstaltsu. Die Hilflo-
senentschädigung der IV wird bei einem Heimaufenthalt prn Monar um die Hälf-
te gekürzttu. Als Versicherte, die sich in einem Heim auftralten, gelten Personen,
welche dort mehr als fünfzehn Nächte in einem Kalendermonat verbringentt. Bei
Minderjährigen. die sich in einer Eingliederungsinstitution befinden, wird die
Hilflosenentschridigung demgegenüber tagewe ise gekürzt88.

2.  Entschädigungfür lebensprakt ischeBeglei tung

Mit In-Kraft-Treten der 4. IV-Revision am 01.01 .2004 wurden die Bestimmun-
gen über die Hilflosenentschädigung geändert8e. Einerseits wurden die Beträge
angehobene0, andererseits wurden mit der Entschädigung für lebenspraktische

7e Die Neue Pflegefinanzierung tritt am 01.07.20'10 in Kraft. Weiterführend <http://wvvw.bag.ad-
min.ch/themen/krankenversicherung/00305/04104/06669/index.html?lang=js;.80 Siehe Art. 430. AHVG in der neuen Fassung gemäss Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinan-
zierung vom 13.06.2008 (vgl. BBI 2008, 5247).u '  Vgl .Art .43" 'Abs. 1o'nAHVG.82 Vgr. Art.430. Abs.3 AHVG.83 Vgr. Art.42'"'Abs. 1 lVG.84 Vgl. Art.22 Abs. 1 und Art. 38 Abs. 1 UW.85 Vgr. Art. 67 Abs. 2 ATSG.86 Vgr. Art. 42'"'Abs. 2 lVG.87 Vgl. BGE tz2v g2i E. 6 und 7.88 Vgl. Art.42o* Abs.4 lVG.

8e Vgl. Art.42 ff. IVG und Art. 35 ff. lVV.so Vol. Art.42' Abs. 1 tVG.

Begleitungn' und dem IntensivpflegeT.uschlag für Minderjcihrigesz zwei neue Ver-
sicherungsleistungen eingeführt. Die Entschädigung für lebenspraktische Beglei-
tung stellt ein <<zusätzliches und eigenständiges Institut der Hilfe>n' dar. Diese
Versicherungsleistung steht volljährigen versicherten Per,sonen zu, die ausser-
halb eines Heirnes lebeneo und unter das IVG fallenes.

Verunfalltc Versicherte, die sowohl eine Hilf losenentschädigung nach IVG und
nach UVG beanspruchen könnten, erhalten ausschliesslich die Hilf losenentschä-
digung der Unfallversicheruflgso, bei der ein Bedarf an lebenspraktischer Beglei-
tung nicht berücksichtigt wirdnt. Altersrentner, die auf lebenspraktische Beglei-
tung angewiesen sind, erhalten ebenfalls keine Entschädigung für lebensprak-
tische Begleitung. Dieser Ausschluss stellt keine verfassungswidrige Diskrimi-
nierung dare8.

Lebenspraktische Begleitung umfasst die Hilfeleistungen, die der Versicherte als
Folge einer physischen oder psychischennn Gesundheitsbeeinträchtigung benörigt,
um selbstständig wohnen oder au,sserhalb der Wohnung Verrichtungen uncl
Kontakte w'ahrnehmen zu können'00. Eine lebenspraktische Begleitung stellt auch
die Betreuung von Personen dar, die ernsthaft gefährdet sind, sich clauernd von
tler Aussenwelt zu isolieren'o'. Es spielt dabei keine Rolle, ob die Dritthilfe direkt
oder indirekt erfolgt. Die Begleitperson kann deshalb die notwendigerweise
anfallenden Tätigkeiten auch selber ausführen, wenn die versicherte Person ge-
sundheitsbedingt trotz Anleitung ocler Überwachung/Kontrolle dazu nicht in der
l-age ist '. ' .  Unmassgeblich ist ferner, ob die Hilfeleistungen entgeltl ich oder
unentgeltlich erbracht werden'ot.

1|

, t',1

. l : ,

, l , l

Vgl.  Art.42 Abs.3 IVG und Art.  38 lW.
Vgl. Art.39 lVV.
BGE 133 V 450 E. L
Vgl. Art. 420'Abs. 5 IVG und Art. 38 Abs. 1 tVV.
Siehe supra Titter lllD zur Besitzstandsgarantie.
Vgl. Art. 66 Abs. 3 ATSG. Der Versicherte kann von der AHV oder der lV den Betrag der Hilflosenentschä-
digung beanspruchen, den diese Versicherungen dem Versicherten ausrichten würden, wenn er keinen
Unfall erlitten hätte, wenn die Hilflosigkeit nur zum Teil auf einen Unfall zurückzuführen ist (vgl. Ar1. 38 Abs.
5 UVV).

'  Vgl Aft.38 Abs. 1-4 UVV.
" '  Vgl. BGE 133 V 569 E. 5.3 und 5.5.
'' ' lst nur die psychische Gesundheit beeinträchtigt, besteht nur dann ein Anspruch auf eine Entschädigung

für lebenspraktische Begleitung bzw. eine Hilflosenentschädigung, wenn gleichzeitig ein Anspruch auf eine
Vtedelsrenle gegeben ist (Art. 42 Abs. 3 IVG und Art. 38 Abs. 2 lW). Diese Einschränkung stellt keine Dis-
krrmrnrerung von psychischen Behinderten dar (vgl.  BGE 133 V 472E.5.2. j) .
Vgl. Art.  38 Abs. 1 l i t .  a und b lVV.
Vgl. Ar1 38 Abs. 1 l i t .  c lVV.
Vtr l  BGE 133 V 450 E 10.2
Vrr l  t lGE l : l : l  V 47? E 532
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Keine lebenspraktische Begleitung stellen Vertretungs- und Verwaltungstätigkei-
ten im Rahmen vormundschaftlicher Massnahmen'oo und alle Hilfeleistungen dar,
die von der Hilflosenentschädigung erfasst bzw. im Zusammenhang mit alltagh-
chen Lebensverrichtungen erbracht werden oder in einer persönlichen Überwa-
chung bestehen'os. Nicht erfasst werden ferner Hilfeleistungen, die zwar nach Art.
38 Abs. I IVV anrechenbar wären, aber lediglich unregelmässig erfolgen'ou. Die
vom BSV in den Verwaltungsweisungen vorgenommene Konkretisierung der
Anwendungsfälle der lebenspraktischen Begleitung sind gesetzes- und verord-
nungskonform'ot.

Die Entschädigung für lebenspraktische Begleitung entspricht der Hilflosenent-
schädigung bei leichter Hilflosigkeit'o'. Liegen eine leichte Hilflosigkeit und ein
Bedarf an lebenspraktischer Begleitung vor, besteht Anspruch auf eine Hilflo-
senentschädigung bei mittelschwerer Hilflosigkeit'on.

C. Pflegeentschädigung

1. Spitalpflegeentschädigung

Die Spitalpflegekosten werden von der Krankenversicherung vollumfänglich und
subsidiär, sofern und soweit die Unfallversicherung keine Leistungspflicht vor-
sieht"o, übernommen"'. Spitalpflege setzt voraus, dass beim Versicherten eine

104 vgr. Art. 38 Abs. 3 lVV.
105 vgr. BGE 133 v 450 ff.
106 Vgl. Art. 38 Abs. 3 lW. Regelmässigkeit liegt vor, wenn die lebenspraktische Begleitung über eine Periode

von drei Monaten gerechnet im Durchschnitt mindestens zwei Stunden pro Wochen benötigt wird (vgl. BGE
133 V 450 E. 6.2 und Randziffer 8053 KIH).

107 Vgr. BGE r 33 v 450 E. 9.
1oB Vgl. Art.42 Abs. 3 lVG.
1oe vgr. Art. 37 Abs. 2 lit. c lVV.
110 Siehe dazu Urteile EVG vom 10.02.1998 i.S. R. (Tetraplegie: Die Suva übemimmt gemäss Art.21 Abs. 1

UVG nur die Kosten für die medizinische Pflege in der Höhe von CHF 2'600 monatlich bzw. CHF 87 pro
Tag; derVersicherte hat die restliche Tagestaxe ICHF 248]selbst zu bezahlen.) und vom 08.06.1998 i.S.
X. E. 4b (halbseitig gelähmter Versicherter mit Schädelhirntrauma: Die SUVA übernimmt gemäss Art. 21
Abs. 1 UVG nur die Kosten für die Ergotherapie in der Höhe von CHF 744 monatlich. Das EVG heisst die
Verwaltungsgerichtsbeschwerde teilweise gut. Der Versicherte hat gestützt auf Art. 21 Abs. 1 UVG An-
spruch auf Übernahme der medizinischen Behandlungskosten, nicht aber der gesamten Hospitalisati-
onskosten, unabhängig davon, ob er spitalbedürftig ist oder nicht) sowie SozVersGer ZH vom 19.11.1998
i.S. H.M. (UV.96.00062) E. 2d (betreuungs- und pflegebedürftige Versicherte mit Schädelhirntrauma, keine
Leistungspflicht für Unterkunft, Verpflegung und nichtmedizinische Pflege und Betreuung beim Aufenthalt
in der Schweizerischen Epilepsie-Klinik).

111 vql .  Art .25 Abs.2l i t .  a KVG.

medizinische oder eine soziale Spitalbedürftigkeit"' vorliegt. Ist der Versicherte
nicht mehr spital-, aber heim- bzw. spitexbedürftig"', gilt nach der derzeitigen
Rechtsprechung eine Übergangszeit von einem Monat für die Umplatzierung ins
Heim"o. Diese beginnt mit der Zustellung der Mitteilung des Kranken-
versicherers an den Versicherten, einen weiteren Spitalaufenthalt nicht mehr
tragen zu wollen, zu laufen"u.

Mit In-Kraft-Treten der Neuen Pflegefinanzierung besteht lediglich noch ein
Anspruch auf eine zweiwöchige Akut- und Übergangspflege"u. Leistungen der
Akut- und Übergangspflege umfassen alle in Art. 7 Abs. 2 KLV aufgeführten
Massnahmen (Abklärung, Beratung und Untersuchung sowie Behandlungs- und
Grundpflege), welche sich im Anschluss an einen Spitalaufenthalt als notwendig
crweisen und die im Spital ärztlich angeordnetllT und von freiberuflichen Pflege-
litchpersonen, einer Spitex-Organisation oder einem Pflegeheim durchgeführt
werden"u. Akut- und Übergangspflege werden nach den Regeln der Spitaffinan-
:.ierungtle und nicht nach den sonst üblichen Pflegetarifen entschädigt"0.

2. Heimpflegeentschädigung

a) Heimpflegeentschädigung der Unfallversicherung

l)cr Unfallversicherer übernimmt Pflegekosten, die bei stationärer Unterbrin-
gung im Spital bzw. Heim oder ambulant anfallen, wenn sich der Versicherte
rlurch einen anerkannten Leistungserbringer betreuen 1ässt121. Die in der Unfall-
vcrsicherung versicherte Pflege umfasst aber nur die medizinische Pflege bzw.

Spitalbedürftigkeit ist einerseits dann gegeben, wenn die notwendigen diagnostischen und therapeutischen
Massnahmen nur in einem Spital zweckmässig durchgeführl werden können, anderseits auch dann, wenn
die Möglichkeiten ambulanter Behandlung erschöpft sind und nur noch im Rahmen eines Spitalaufenthaltes
Aussicht auf einen Behandlungserfolg besteht. Dabei kann eine Leistungspflicht für den Spitalaufenthalt
auch dann bestehen, wenn der Krankheitszustand des Versicherten einen solchen nicht unbedingt erfor-
derlich macht, die medizinische Behandlung jedoch wegen besonderer persönlicher Lebensumstände nicht
anders als im Spital durchgeführt werden kann (vgl. BGE 126 V 323 E. 2b und 120 V 206 E. 6a).
Für psychiatrische Dauerpatienten gelten, auch wenn der Gesundheitszustand Schwankungen unterworfen
ist, prinzipiell die Regeln für Pflegeheimpatienten, sofern nicht vorübergehende Verschlimmerungen des
Leidens wieder eine Akutspitalbedüdtigkeit bewirken (vgl. BGE 120 V 200 E.6a und Urteil EVG vom
20.10.2006 [K 20/06] E. 3.1).
Vgl. BGE 124V 362 = RKUV 1999, 31 E.2c. Siehe ferner Urtei l  EVG vom 2712.2000 (K 11/00) E.3.
Vgl. Urteil EVG vom 27.12.2000 (K 11/00) E. 3.
Vgl .  Ar l .26a Abs.2 KVG.
Vql Art.  25a Abs. 2 KVG.
Vql Art 7 Abs 3 KLV
Srclrc Arl  49a KVG.
Vrl l  Arl  25;r Alts 2 KVG
Vrr l  Art  l0IJVGrVrrr  Ar1 15ff  UVV
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Behontllung.spflegel22, nicht aber Grundpflege oder eine Überwachung des Versi-
cherten"'.

Die Ptlegeentschädigung kann nach Eintr i t t  der Berentung nur in den von Art.2l
Abs. I UVG erwähnten Fällen gewährt werden. Diesbezüglich besteht Anspruch,
wenn der Versicherte:

- an einer Berufskrankheit leidet,

- unter einem Rückfall oder an Spätfolgen leidet und die Erwerbsfähigkeit
durch medizinische Vorkehren wesentlich verbessert oder vor wesentlicher
Beeinträchtigung bewahrt werden kann,

- zur Erhaltung seiner verbleibenden Erwerbsfähigkeit dauernd der Behand-
lung und Pflege bedarfoder

- erwerbsunfähig ist und sein Gesundheitszustand durch medizinische Vorkeh-
ren wesentlich verbessert oder vor wesentlicher Beeinträchtisuns bewahrt
werclen kann' '0.

Vor dem Hintergrund dieser gesetzl ichen Regelung hat der Unfal lversicherer nur
eingeschränkt für Heimpflegekosten aufzukommen. Bei Pflegeheimen, die nach
dem KVG anerkannt sind' 's, ist der auf die Behandlungspflege entfal lende Antei l
der PJlegetaxe,bei anderen Inst i tut ionen, insbesondere Wohnheimen, der auf die
Behandlungspflege entfäl lende Antei l  an den Gesamtkosten zu entschädigen126.

b) Heimpflegeentschädigung der Krankenversicherung

Die Krankenversicherung ist als .f'inole Sozialversicherung sowohl bei einer
krankheits- als auch einer unfallbedingten Pflegebedü(tigkeit anwendbar, in

122 Vgl. BGE 1 16 v 41 E. Sa-c und 7c.
123 Siehe z.B. Urteil Sozialversicherungsgericht des Kt. Zürich vom 28.0'1.2009 (UV.2007.00455) E. 4.3.
124 Weiterführend Titter 2 Empfehlungen der AD-HOO-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG

und UW, Nr, 2/89 Pflegeleistungen in einem Spital oder Pflegeheim und bei Hauspflege vom 01.07.1 1989,
revidiert am 03.09.2002 und Zitler 3 Empfehlungen der AD-HOC-Kommission Schaden UVG zur Anwen-
dung von UVG und UVV, Nr. 7/90 Hauspftege, vom 27.'l'1.1990, revidiert am 29.03.2005.

125 vgl. Art. 39 KVG.
126 Siehe Urteile OGer UR vom 17.09.1998 i.S. M. B. (OG V 97 40) E. 3 und 4 (halbseitig gelähmter Versicher-

ter mit Schädelhirntrauma: CHF BB2 monatlich für Physiotherapiekosten, keine Leistungspflicht für die
Wohnheimkosten der Eingliederungs- und Arbeitswerkstätte Schattdorf und keine Leistungspflicht für Wo-
chenendbesuchskosten), VersGer AG vom 10.08.1999 i .S. V.Z. (8E.97.01193) E.3a (betreuungs- und
pflegebedürftiger Versicherter mit Schädelhirntrauma: Verrichtungen des Pflegepersonals im Zusammen-
hang mit Ankleiden und Auskleiden, Körperpflege Intimwäsche, Baden, Duschen, Haar- und Nagelpflege],
Essen, Verrichten der Notdurft, Bettwäsche wechseln und Übenvachung der Medikamenteneinnahme fal-
len nicht unter Art. 21 Abs. 1 lit. d UVG) und Einsprache-Entscheide Suva vom 24.06.1999 i.S. S.P.
(tetraplegisch gelähmter Versicherter mit Schädelhirntrauma: CHF I 035 {ür 200 Pflege- und Betreuungs-
stunden monatlich zugesprochen).

fetzterem Fall aber nur subsidiör zur Unfallt,er.sicherttng und insoweit die Leis-
tungsvoraussetzungen des KVG erfüllt sind"t. Die von der Krankenversicherung
vorgesehenen Pflegeversicherungsleistungen bestehen auch im Ersatz der Heim-
pflegekosten"u. Die versicherten Pflegeleistungen, die in einem Pflegeheim i.S.v.
Art. 39 Abs. 3 KVG''9 erbracht werden, richten sich nach den Grundsötzen der
unrbulanten Pfleget30 und werden nach Zeittarif entschädigtl3'. Der Bundesrat ist
umfassend ermächtigt, die versicherten Pflegeleistungen, die Bedarfsermittlung,
'farif und Qualitätskontrollen zu regeln"', wobei der Gesetzgeber in Ergänzung
zu den allgemeinen Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirt-
schaftlichkeit bei der Festlegung der versicherten Pflegeleistungen verlangt, die
..notwendige Qualität>> zu berücksichtigen'33.

c) Heimpflegeentschädigung der EL

l lcf indet sich der Versicherte in Spital- bzw. Heimpflege, wird die jährl iche
l:rgänzungsleistung auch durch eine Gegenüberstellung von Einnahmen'34 und
Ausgaben ermittelt, bei den Ausgaben aber die Tagestaxe und ein Betrag für
lrcrsönliche Auslagen berücksichtigt'3s. Die Kantone können eine Obergrenze bei
tlcrt anrechenbaren Tagestaxen vorsehen"u und den VermögensverTehr bis auf
l /5 erhöheiz'3t.  Bislang war es den Kantonen nicht untersagt, Tagestaxen vorzu-
schcn, die den Versicherten zum Bezug von Sozialhi l feleistungen zwangen. Mit
lrr-Kraft-Treten der Neuen Pflegefinanzierung müssen die anrechenbaren Tages-
lrrxcn von Bundesrechts wegen so hoch sein, dass der Versicherte nicht ,sozialhi l-

Vgl Art.  1a Abs.2l i t .  b KVG.
Vgl, Art. 25 Abs. 2 lit. a KVG und Art. 7 ff. KLV.
Das fragliche Pflegeheim muss über eine genügende ärztliche Betreuung (vgl. RSKV 1979,2771, erforder-
liches Fachpersonal (vgl. BGE 107 V 54 E.2a [genügend: drei Krankenschwestern und sieben Kranken-
pflegerinnen in einem 50 Betten umfassenden Pflegeheim, das gleichzeitig eine Schulstation der Pflegerin-
nenschule Toggenburg-Linth istl und RSKV 1979, 277) und zweckentsprechende medizinische
Einrichtungen verfügen (vgl.  BGE 115 V38 E.9b/aa [Pflegeheim mitGeriatr ieabtei lung]und 107V54 E. 1
I IPflegeheim mit spitalmässiger Einrichtung]), der inner- bzw. interkantonalen Bedarfsplanung entspre-
chen und zudem einen Leistungsauftrag erhalten haben bzw. auf der kantonalen Pflegeheimliste enrvähnt
sern. Keine Pflegeheime sind Altersheime ohne Pflegestationen oder Wohnheime für hilfsbedürftige Perso-
nen, nicht aber Hospize, die der medizinischen Betreuung todkranker Versrcherten drenen (vgl. Urteil EVG
vom 19.12.2001 [K 77100] E. 3b).
Vql  Ad.50 KVG.
Vql Ad. 25a Abs. 1 KVG sowie Art. 7 Abs. 1 lit. c, Art. 9 und 9a KLV.
Vrrl Arl. 25a Abs. 3 und 4 KVG.
Vrrl Art. 25a Abs. 4 KVG.

' lirrrrl in der Tagestaxe eines Heims oder Spitals auch die Kosten für die Pflege einer hilflosen Person
rrrllrirltcrr, so wird dre Hilflosenentschädigung der AHV, lV, Militär- oder Unfallversicherung als Einnahme
,rru;rrrcr;hrrct (vql.  Art 15b ELV).
Vr l l  Art  l0 Atrs 2 ELG.

'  Vr l l  Art  l0 Atr : ;  2 l r t  a ELG
!r1l  Ar l  1 I  Alr : ,  1,  I  lG
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febedürftig wird'38. Die Erhöhung der für in selbstbewohntes Wohneigentum
investiertes Eigenkapital geltende Vermögensfreigrenze von derzeit CHF
I 12'500 auf neu CHF 300'000 gilt auch dann, wenn der Ehegatte des sich in
Heimpflege befindlichen Versicherten die Liegenschaft bewohnt"n.

3. Spitexpflegeentschädigung

a) SpitexpflegeentschädigungderUnfallversicherung

Die Spitexpflege umfasst einerseits die Pflege durch freiberufliche Pflegefach-
personen i.S.v. Art. 49 KVV140 und andererseits die Pflege durch eine kantonal-
rechtl ich anerkannte Spitex-Organisation i.S.v. Art. 51 KVV'4', 'o'. Der Unfall-
versicherer entschädigt die von anerkannten Spitex-Organisationen oder
freiberuflich tätigen Spitexpflegefachpersonen erbrachte medizinische Pflege
( Behandl ungspfl ege)'o'.

b) Spitexpflegeentschädigung der Krankenversicherung

Die Krankenversicherung übernimmt subsidiär die von der Unfallversicherung
nicht gedeckten, aber in der KLV aufgeführten und in den anderen Fällen sämtli-
che versicherte n Pf1 ege mass nahmen. D azu zählen abschlies send' oo:

- Abklärung und Beratung'ou,

- Untersuchungsmassnahmen und Behandlungspflege'ou,

138 Vgl. Ar1. 1o Abs. 2 ELG.
13s Vgl. Ar1. 11 Abs. lbis t i t .  a ELG.
140 Pflegefachpersonen sind anerkannt, wenn sie ein Diplom einer Schule für Gesundheits- und Krankenpfle-

ge, die Berufsausübungsbewilligung im jeweiligen Tätigkeitskanton und eine zweijährige praktische Pflege-
tätigkeit aufweisen. Kein Pflegefachdiplom stellt der Fähigkeitsausweis des Schweizerischen Roten Kreu-
zes für den Besuch eines 60-stündigen Pflegefachkurses dar (vgl. Udeil EVG vom 05.09.2000 [K 62100] E.
zl.

141 Das kantonale Spitexrecht stellt nicht unselbstständiges Auslührungsrecht zu Bundesrecht, sondern
eigenständiges kantonales Bewilligungsrecht dar, weshalb nicht die Einheitsbeschwerde in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten, sondern nur die subsidiäre Verfassungsbeschwerde offen steht (vgl. Urteil
EVG vom 27.03.1998 i.S. Hauspflegeverein "Ein Herz für alle Fälle, E. 1a).

142 Vgl. Art. 25a Abs. 1 nKVG und Art. 7 Abs. 1 lit. a und b KLV.
143 Vgl. Art. 1B Abs. 1 UW und Aft. 69 UVV sowie Empfehlungen der AD-HOC-Kommission Schaden UVG zur

Anwendung von UVG und UVV, Nr.7/90 Hauspflege, vom27.11.1990, revidied am 29.03.2005 und supra
Zitter llllQlZla.

144 Die nicht versicherten Betreuungsleistungen, insbesondere hauswirtschaftliche Hilfe, einschliesslich
Mahlzeitendienst, und nicht versicherte Präsenz- und Übenruachungsmassnahmen sind vom Versicherten
zu bezahlen.145 vgt. Art.7 Abs. 2 l i t .  a KLV.

146 Vol. Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV.

-----ar--

- Grundpflege bei Versicherten, welche die Tätigkeiten nicht selber ausftihren
können, wie Beine einbinden, Kompressionsstrümpfe anlegen; Betten, La-
gern; Bewegungsübungen, Mobilisieren; Dekubitusprophylaxe, Massnahmen
zur Verhütung oder Behebung von behandlungsbedingten Schädigungen der
Haut; Hilfe bei der Mund- und Körperpflege, beim An- und Auskleiden,
beim Essen und Trinken'ot sowie

Massnahmen zur Überwachung und (Jnterstützung psychisch kranker Perso-
nen in der grundlegenden Alltagsbewältigung, wie: Erarbeitung und Ein-
übung einer angepassten Tagesstruktur, zielgerichtetes Training zur Gestal-
tung und Förderung sozialer Kontakte, Unterstützung beim Einsatz von
Orientierungshilfen und Sicherheitsmassnahmen'ot.

lrrr bisherigen Recht war nicht geregelt, ob auch die versicherten Pflegemass-
ttithmen durch anerkannte Leistungserbringer in Tages- oder Nachtstrukturen,
von Spitexpflegefachkräften im Pflegeheim oder ambulant im Pflegeheim durch-
gcl'iihrt werden dürfen. Die Neue Pflegefinanzierung klärt diese Unsicherheit und
rttcrkennt alle diese Betreuungsformen, unabhängig davon, ob die versicherte
l.cistung ausschliesslich am Tag oder während der Nacht erbracht werden'o'.

c) Spitexpflegeentschädigung der EL

(1) Jähr l icheErgänzungsleistung

lfci Versicherten, die zu Hause gepflegt werden, wirkt sich die Hauspflege so-
rvoltl auf die jährliche Ergänzungsleistung als auch die Vergütung von Krank-
lrcits- und Behinderungskosten aus. Bei der Berechnung der jährliche Ergän-
u trngsleistung von pflegebedürftigen Versicherten, die zu Hause betreut werden,
trrtisscn bei den Einnahmen die Hilflosenentschädigungluo und die Verwandtenun-
It't stlitzung"' - im Unterschied zu den familienrechtlichen Unterhaltsbeiträgen'u'

rricht angerechnet werden. Bei den Ausgaben können behinderungsbedingte

' Vgl. Ad. 7 Abs. 2 lit. c Ziffer 1 KLV.
'" Vgl Art.7 Abs. Zlit.cZifler 2 KLV. DieZifter 2 wurde in Art.7 Abs.2lit. c KLV aufgenommen, nachdem

das Bundesgericht festgestellt hatte, dass auch psychisch Kranke bzw. Demenzkranke Anspruch auf
Grundpflegemassnahmen haben, diese sich aber nicht unbedingt in den in Zitler 1 erwähnten Grundpfle-
gemassnahmen erschöpfen (vgl. BGE 131 V 178 ff.). Die krankversicherungsrechtliche Pflegeentschädi-
qung wurde insoweit an die Bedürfnisse bei psychischen Defiziten angepasst, um eine Benachteiligung der
psychisch Kranken zu verhindern. lm Hinblick auf den Zweck der Revision und bei einer verfassungskon-
lormen Auslegung, insbesondere bei Berücksichtigung des Behindertendiskriminierungsverbots (Art. 8 Abs.
2 BV), rst auch physisch Erkrankten, ein Anspruch auf Übenruachungs- und Unterstützungsmassnahmen in
rktr qrundlegenden Alltagsbewältigung i.S.v. Ziffer 2 von Ar1. 7 Abs. 2 lit. c KLV zu gewähren.

' '  Vrtl Arl. 25a Abs. 1 KVG und Art. 7 Abs. 2" KLV.
V,r l  Ar1 1l  Abs 3 l i l  d ELG.
Vtl l  Ar1 1 1 Abs l l  l r t  a ELG.
Vt l l  Art  l lAb:;  l l t t  hELG
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Auslagen bis maximal CHF 3'600 für die Miete einer rollstuhlgängigen Woh-
nung berücksichtigt werden153.

Besonderheiten gelten, wenn der pflegebedürftige Versicherte ein Eigenheim
bewohnt, das sich in seinem Eigentum oder demjenigen des Ehegatten befindet.
Nach dem Grundsatz der anteilmä,s.sigen Anrechnung des Nettovermögenstuo
müs.sen sich Altersrentner l/10 und die anderen Versicherten l/15 des über CHF
25'000 (Alleinstehende) bzw. CHF 40'000 (Ehegatten) liegenden Vermögens
anrechnen. Mit In-Kraft-Treten der Neuen Pflegeinanzierung werden diese Ver-
mögensfreigrenz.en auf CHF 37'500 (Alleinstehende) bzw. CHF 60'000 (Ehegat-
t e n ) erhöht155 . Die .fü r in s e lb s tb ew o hnt e s W o hn e i g e nt um inv e s t i e rt e s E i g e nkap it al
bisher geltende Vermögensfreigrenze von CHF I I2'500 wird mit In-Kraft-Treten
der neuen Pflegefinanzierung auf CHF 300'000 erhöht, wenn ein Ehepaar bzw.
ein Ehegatte Eigentümer einer selbstbewohnten Liegenschaft ist und ein Ehegat-
te Bezüger einer Hilf losenentschädigung der AHV, IV, Unfallversicherung oder
Militärversicherung ist'u6.

(2) Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten

Die Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten, die bis zum
3l .12.2007 vom Bund gcrcgclt war'ut, wurde bereits per 0l .01 .2008 mit der Ein-
führung des NFA kantonalisiert 's8. Die Kantone sind seither verpfl ichtet, den
Bezügern einer jährlichen Ergänzungsleistung die au,sgew,iesenen Ko,sten u. a.
für Hilfe, P-flege und BetreuLtng 7.u Hau.se sowie in Togesstrukttrren und Hilfsmit-
tel zu entschädigen'un. Personen, die auf Grund eines Einnahmenüberschusses
keinen Anspruch auf eine jährliche Ergänzungsleistung haben, haben Anspruch
auf die Vergütung der Krankheits- und Behinderungskosten, die den Einnah-
menüberschuss übersteigen'uo.

Die Kantone können die Vergütung im Rahmen einer wirtschaftlichen und
zweckmässigen Leistungserbringung beschränken'u' und insbesondere Höchstbe-
träge festlegen. Die kantonalen Höchstbeträge dürfen bei zu Hause lebenden
Personen folgende Beträge nicht unterschreiten, und zwar bei:

153 Vgr. Art. 1o rit. b ziff. 3 ELG.154 Vgl. Art. 11 Abs. 1 rit. c ELG.
155 Vgl. Art.  11 Abs. 1 l i t .  c ELG.
1so Vgl. Art.  1 1 Abs. l  bis r i t .  b nELG.
157 Siehe aELKV.
158 Vgl. Art. 14 ff. ELG und Art. 19b ELV.
15e Vgl. Art.  14 Abs. 1 l i t .  b und f ELG.
160 vgr. Art.  14 Abs.6 ELG.161 Vgl .  Art .  i4 Abs.2 ELG.

alleinstehenden und verwitweten Personen sowie Ehegatten von in Heimen
oder Spitälern lebenden Personen: CHF 25'000,

Ehepaaren: CHF 50'000 und

Vol lwaisen: CHF l0 '000'62.

l lci zu Hause lebenden alleinstehenden und verwitweten Personen oder bei zu
llrtttse lebenden Ehegatten von in Heimen oder Spitälern lebenden Personen,
tlcrtcn ein Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung der IV oder der Unfallver-
richcrung zusteht, erhöht sich der Mindestbetrag von CHF 25'000 bei schwerer
ll i l l losigkeit auf CHF 90'000 bzw. bei mitt lerer Hilf losigkeit auf CHF 60'000,
sowcit die Kosten für Pflege und Betreuung durch die Hilflosenentschädigung
rricht gedeckt sind'u'. Dieselbe Erhöhung wird auch bei Bezügern einer Hilf losen-
t'rrtschädigung der AHV gewährt, die vorher eine Hilf losenentschädigung der IV
lrt 'zogcn habentuo.

lfci zu Hause lebenden Ehepaaren, von denen einer oder beide hilflos sind, er-
lrr iht sich der Mindestbetrag von CHF 50'000 wie folgt165:

, \  t tz,ahl Personen mit HE Grad der Hilflosigkeit Höchstbetrag

lc Ehegatten je schwer cHF 180'000
je mittelschwer cHF 120'000

ein Ehegatte schwer cHF 150'000

ein Ehegatte mittelschwer cHF 150'000
l:hcgatte schwer cHF I l5'000

mittelschwer cHF 85'000

4, Angehörigenpflegeentschädigung

0) Angehörigenpflegeentschädigung der Untallversicherung
l ) t ' r  I  In l i r l lvcrs ichcrcr gewährt  für  Angehör igenpf lege Pf legeentschädigungen'uu.
I  r  l r r 's tc l t l  t l icsbczl ig l ich aber kein Rechtsansprucf t .  Hauspf legebei t räge im Zu-
' . . rnr t t t ( ' t t l ' r t t tg tn i l  Bcharrc l lungspf lege, die Angehör ige ausführen, s ind im .<zu-

Vr l l  Ar l  14 Abs 3l i l .  a ELG.
Vt l l  Ar l  l4 Abs 4 ELG und Art .  19b Abs. 1 ELV.

'  Vr l l  Ar l  14 Al ts 5 EtG
Vtl l  Ar l  1{} t r  A[rs 2 ELV

' t / r1 l  Art  l l tAlr : ;  2 UVV

lr t ' i t
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rückhaltend auszuübenden Ermessen>> des Versicherers zuzusprechen'ut. Die
Ve rwaltungspraxis regt bei der nichtmedizinischen Hauspflege an, Kos-
tcn/Nutzen-Überlegungen anzustel len und einen angemessenen Betrag für <klar
rrnf ir l lkausale Kosten> zu gewähren'ut. Nach der Verwaltungspraxis sind tatscich-
lich un,qe.fullene Mehrkosten und der nachgewiesene Lohnuu.sfall de,s pflegerulen
Angehtir igen zu entschädigen, wobei im Jahr 2000 maximal ein Stundenansatz
von CHF 35 entschädigt wurde'un. Bei nicht nachgewiesenem Lohnausfal l  ist eine
Pflegeentschädigung zu gewähren, wenn die vom Angehörigen erbrachte Hilfe
<eindeutig über das hinausgeht, was man von einem Famil ienmitgl ied f i igl ich
erwarten darf (2.B. tägl ich stundenlange Betreuung über eine grössere Zeitspan-
ne hinausn' '0. Die Pflegeentschädigung für unentgelt l ich tät ige Angehörige und
Dritte soll l/5 des höchstversicherten Tagesverdienstes pro Tag von derzeit CHF
346 nicht überschreiten't ' .

b) Angehörigenpflegeentschädigung der KV

In der KV sind Angehörige, die selbst nicht die Zulassungsvoraussetzungen des
KVG erfüllen, keine anerkannten Leistungserbringer'". Es besteht deshalb für die
Angehörigenpflege selbst gesttitzt auf die Austauschbefugnis keine Lei.stungs-
pflichtt". Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung besteht eine Leistungs-
pflicht nach KVG nur dann, wenn Angehörige, die anerkannte Leistungserbrin-
ger und selbstständig erwerbend sind, die versicherten Leistungen erbrin-een"o.
Nach einem 2001 ergangenen Urtei l  des Bundesgerichts genügt es aber nicht,
dass der pflegende Angehörige die n-rateriellen Zulassungsvoraussetzungen er-
fül l t ,  dieser muss über eine Abrechnungsnummer verfügen"u. Keine Umgehung

167 Vgl, BGE 1 16 V 41 E. 7c und Urteile EVG vom 24.04.2002 (U 479lOO) E. 3, voni 14.07.2000 (U 297199) E.
3,vom 17j2j992i .S.Sch.=RKUV1993,55undv0m11.04,1990i .S.8.=SUVA1990/5,9.168 Vgl. Ziffern 2.3 f. Empfehlungen der AD-HOC-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG und
UVV, Nr. 7/90 Hauspflege, vom 27.1 1 .1990, revidiert am 29.03.2005.

16e Vgl. Einsprache-Entscheide SUVA vom 25.02.2000 i.S. W.B. (Pflegeentschädigung von vier Stunden
täglich ä CHF 35 pro Stunde bei einem tetraplegisch gelähmten Versicherten). Siehe aber ferner Einspra-
che-Entscheide SUVA vom 01.03.2001 i.S. E.K. (CHF 2 100 monatlich tür 117 vom Ehemann erbrachte
Behandlungspflegestunden) und Urtei l  SozVersGerZH vom 15.08.2000 (UV.1999.00016) E.3 (CHF 300
pro Monat für die Angehörigenpllege eines Versicherten mit Tetraplegie C7 ist nicht willkürlich).

170 Vgl. Ziffer 2.2 Empfehlungen der AD-HO0-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG und UVV,
Nr. 7/90 Hauspflege, vom27.11.1990, revidiert am 29.03.2005.

171 Vgl. Ziffer 2.2 Empfehlungen der AD-HOC-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG und UVV,
Nr. 7/90 Hauspflege, vom 27 .11 .1990, revidiert am 29.03.2005.

172 Vgr,  BGE 111 v 324.
173 vgr. BGE 126 v 330 = RKUV 2000, 2BB E. 1b.
174 Vgl. BGE 133 V 218 E.6 und Urtei le EVG vom 20.12. '1999 i .S. X. = RKUV 2OOO,77 (betreffend ärzt l iche

Behandlung durch den Ehegatten) bzw. vom 20.12.1999 i.S. X. = RKUV 2000, 82 (betreffend ärztliche Be-
handlung durch einen Elterntei l) .

r75 Vqt. Urteit  BGer vom 10.05.2007 (K 141/06 und K 145/06) E. 5.2.

t lcs Zulassungserfordernisses stellt die Anstellung von pflegenden Angehörigen,
tl ic nicht im Besitz eines Pflegefachdiploms sind, durch eine zugelassene Spitex-
( )rganisation dar. In einem solchen Fall l iegt entschädigungspflichtige Spitex-
rrnd nicht Angehörigenpflege vor"u.

c) Angehörigenpflegeentschädigung der EL

l)ic vorgesehenen Pflegeversicherungsleistungen im Kontext mit einer Angehö-
rigcnpflege bestehen bei der jährlichen Ergänzungsleistung in der Berticksichti-
,qttttg von behindertrngsbedingten Auslagen von CHF 3 600 im Fall der Miete
t' i ttcr rollstuhlgängigen Wohnung'". Seit der Revision des ELG im Zusammen-
lr:utg mit der Einführung de.s NFA spricht der Gesetzestext bei der Vergütung
vott Krankheits- und Behinderungskosten explizit nur von Kostenersatz, was
irrrpliziert, dass weder ein Lohnausfall noch eine unentgeltl iche Angehörigen-
1rl ' lcge entschädigt werden dürfen. In Art. l3 Abs.5 aELKV war festgehalten,
tf itss eine Entschädigung für Angehörigenptlege bis CHF 24 000 gewährt werden
krtltn, wenn der pflegende Angehörige <<dauernd> seine Erwerbstätigkeit aufge-
gchcn hat und eine <wesentliche Erwerbseinbusse> entsteht. Die kantonalen
Atrsf'ührr.rngsbestimmungen haben dieses Regelung mitunter in das kantonale
l:r 'giinzungsleistungsrecht übernommen"', schliessen aber die unentgeltl iche
Angchörigenpflege von der Entschädigungspflicht aus'tn.

5. Selbstpflegeentschädigung

l)ic Leistungspflicht der obligatorischen Krankenpflegeversicherung erstreckt
sit'lr nicht auf cirz.tliche Selbstbehandlungen'uo. Der Selbstversorgungsmehrauf-
rlrrrrrl wird demgegenüber bei der Hilflosenentschädigung leistungserhöhend
Itttscrechnet, insbesondere bei einer unüblich auszutührenden Selbstpflege't ' , wie
tlrrs 2.. B. für das Ausräulnen des Darms von Hand zutrifft"'.

' Vgl Urteil EVG vom 21.06.2006 (K 156/04) = RKUV 2006, 303 E. 4.
Vgl .  Art .  10l i t .  b Zi f f .3 ELG.
Vgl z.B. $ 12 Zusatzleistungsverordnung (ZLV) vom 05.03.2008 (ZH).

' lm Kanton Zurich werden für ausgewiesene Betreuungs- und Pflegekosten pro Jahr nur CHF 4 800 und
zudem nur Stundenansätze von maximal CHF 25 brutto vergütet, wenn der Leistungserbringer nicht im
t;lcrchen Haushalt wohnt oder nicht nach KVG anerkannt ist (vgl. z.B. $ 11 Abs. 4 Zusatzleistungsverord-
rttrnq [ZLV] vom 05.03.2008).
Vt l l  BGE 133 V 416 E 2-4.
Vrl l  t lGE 121 v BB E 6b/c und 106 v is3 E.2 sowie Urleite EVG vom 04.02.2004 (H 128/03) E.3.1 und
vrrrn 0l ]0; ,  l ! ) iJU r  S Sch E 2d
Vrl l  [ , l r l l r l IV( l  vorrr  0 l ]  02 l98f l  rS Sch E 2d.
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D. Selbstzahlungen und Koordination

1. Selbstzahlungen

Die Unfallversicherung und das EL-System kennen keine Selbstzahlungen an die
versicherten Leistungen'u'. Der Versicherte hat für von der Krankenversicherung
bezahlte Leistungen Franchise ttnd Selbstbehalte zu tragen. Die Neue Pflegefi-
nanzierung führt neu für Heim- und Spitexpflegekosten eine Selb,stzahlung in
Bezug auf die <nicht von Sozialversicherungen gedeckten Pflegekosten>> von
höchstens 207o des höchsten vom Bundesrat festgesetzten Pflegebeitrages ein
und hält die Kantone an, die Restfinanzierung zD rcgeln"o. Für Heim- und Spi-
texpflegebedürftige bedeutet dies, dass sie inskünftig maximal CHF 7 884 für
nicht versicherte Betreuungs- ttnd Pflegekosten zuscitz.lich zu Franchise und
Selbstbehalt für versicherte Pfleseleistunsen i.S.v. Art.7 Abs. 2 KLV zu trasen
haben'tu.

Unklar ist, was mit den von Sozialversicherungen nicht gedeckten Pflegekosten
gemeint ist. Bezieht sich diese Wendung auf die Pflegegesamtkosten unter Ein-
schluss von Lohnausfällen der pflegenden Angehörigen oder nur auf die von den
gemäss KVG anerkannten Leistungserbringern erbrachten, aber nicht versicher-
ten Massnahmen? Sind von den ungedeckten Pflegekosten vorab alle sozialen
Pflegeversicherungsleistungen, namentlich auch solche, die das KVG nicht vor-
sieht, wie z. B. die Hilflosenentschädigung, in Abzug zu bringen und die 207o
vom verbleibenden Restsaldo zu rechnen'/

In den Erläuterungen zur Anderung der KVV wird festgehalten, dass unter dem
Begriff <Sozialversicherungen>> im Wesentlichen die Leistungen der obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung zu verstehen und weder Ergänzungsleistungen
noch Hilflosenentschädigung vorab in Abzug zu bringen seien'tu. Im Anhang
werden folgende Berechnungsbeispiele erwähnt:

I  Versicherter wird im Pf legeheim betreut

Beispiel l: Pflegebedarf von 45 Minuten pro Tag

\rLt . , . tLt lLr  \ | lv t tL ' t  t tstL Lt tLEt gt  L lgatt r l lqUlYL( i l

l ) i r t ientenbetei l igung (max.207o von CHF 108 = CHF 21.60)

llcstl ' i  nanzierun g (Kanton)

llci.spiel2: Pflegebedarf mehr als 300 Minuten pro Tag

l' l ' legctaxe des Heims (Annahme):

llcitrag OKP für Stul'e l2 (Brutto)

l{cst (nicht durch OKP gedeckt)

I ' i r t icntenbetei l igung (max.2OVo von CHF 108 = CHF 21.60)

l{t 'st l l nanzierung (Kanton)

Ve rsicherter wird zu Hause durch Spitex betreul

ltt ' i t lt ial l: Pflegehedarf von 20 Minuten (10
ltl lr,qc) pro Tug

I ; r r i l '  Spi tex (Annahme):

CHF I8.-

CHF O.-

cHF 200.-

cHF r08.-

CHF 92.-

cHF 21.60

cHF 70.40

Minuten Behandlungspflege und l0 Minuten Grund-

llt ' i trlg OKP für l0 Min. Behandlungspflege (Brutro)

I t r ' i t r lg OKP für l0 Min.  Grundpf lege (Brut to)

l{r'sl (rricht durch OKP gedeckt)

I ' r r t r t ' r r tcnbetei l igung (max.20Vo von CHF 79.80 = CHF 15.95)

I tcr l  I  inanzierung (Kanton)

ltt ttlriq'! 2: Pflegebedart'' von 80 Minuten (20 Minuten Behundlungspflege
lt l l t  \ r ' )  l tnt  Tt tS4

|  . r r  r l  Spi tcx (Annahme):

l l ' ' r t t i r r :  OKP lür 20 Min.  Behandlungspf lege (Brut to)

l l r ' r l lut  OKP lür 60 Min.  Grundpf lege (Brut to)

l i r ' : t  ( r r ic l l t  durch OKP gedeckt)

l ' , r t l ( 'nt( 'nbctc i l igung (max. 207o von CHF 79.80 = CHF |  5.95)

l i ,  . , r I  r rurrrz icrung (Kanton)

cHF 140.-

cHF 21.80

cHF 54.60

cHF 63.60

cHF r5.95

cHF 47.65

CHF 35.-

cHF 10.90

CHF 9.IO

CHF I5.-

cHF'15.-

CHF O. -

und 60 Minuten Grund-

Ptlegetaxe des Heims (Annahme)

Beitrag OKP für Stuf-e 3 (Brutto)

Rest (nicht durch OKP gedeckt)

r83 Die El-Leistungen sind subsidiär, da der Versicherte vorab sein Vermögen bis zur Freigrenze und sein
Einkommen anrechnen lassen muss (siehe supra Zit\er llllCl2c und lll/C/3/c).

r84 Vgl. Art. 25a Abs. 5 KVG.
r85 200/ouon CHF 108 x 365 Tage.
186 Vgl. Kommentar EDI Anderungen KVV vom 10.06.2009, 3.

2, Koordination

n) Pflegeentschädigungen
| )rr '  l ' l ' lcgccrrtschi idigungen der einzelnen Sozialversicherer können, sofern die-
' ' . ' l l t r '  l . t ' ist t t t tgsl ' rr ior i t i i t  bcsteht, kumuliert werden. Eine Kumulation ist insbe-
' . , ,rr( l( ' r( '  i r t  l lcztrg utr l 'c l ic Lrnf ir l l -  und krankenversicherungsrechtl iche Pflegeent-
' , .  l r . r r l r l r rnr  i .S.r ' .  Art .  2 l  Abs. I  l i t  d.  UVG und Art .7 KLV zulässis '8t .

CHF 45.-

CHF 21.-

CHF I8.-

Vr l l  ( l r t l r lVlr , , ( icr  A( i  vorrr  l0 Of l  1999 iS.  V Z (BE 97 01193) E.4.
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b) Pflegeentschädigung und Hilflosenentschädigung
Die Hilf losenentschädigung ist zwar nicht mit der Behandlungspflege-'uu, wohl
aber mit der Grundpflegeentschädigung, je nachdem, ob und inwieweit alltägli-
che Lebensverrichtungen mit den Grundpflegeverrichtungen identisch sind,
kongruent"n. Trotz sachlicher Kongruenz entfällt praxisgemäss eine Anrechnung
in dem Ausmass, als keine Überentschädigung besteht. Der Krankenversicherer
hat wegen des Tarifschutzes für versicherte Pflegeleistungen die versicherte
Entschädigung und der Versicherte dafür keine zusätzlichen Leistungen zu
erbringen. Mit der Hilflosenentschädigung hat der Versicherte deshalb vorrangig
die Pensionstaxe und die nicht versicherten Leistungen, insbesondere auch Hilfe-
leistungen ausserhalb des Heims im Zusammenhang mit persönlichen Angele-
genheiten, zu bezahlen, weshalb regelmässig keine Überversicherung vorliegt'eo.
Eine Überentschädigung liegt nach der Meinung des Bundesgerichts nur dann
vor, wenn die Pflegeentschädigung und die Hilflosenentschädigung die Heim-
kosten und allfällige zusätzliche Betreuungskosten betragsmässig übersteigen
würden'n'. Sind in der Tagestaxe eines Heims oder Spitals auch die Kosten für
die Pflege einer hilf-losen Person enthalten, so wird die Hilflosenentschädigung
der AHV, IV, Militär- oder Unfallversicherung denn auch bei der EL als Ein-
nahme angerechnettn'.

lV. Stellung der pflegenden Angehörigen im sozialen
Sicherungssystem

A. Ausgangslage

Das uneinheitl iche und zum Teil sogar widersprüchliche sozialversicherungs-
rechtliche Leistungssystem benachteiligt pflegende Angehörige in mehrfacher
Hinsicht. Es entsteht je nach dem Umfang der sozialversicherungsrechtlichen
Leistungspflicht ein unterschiedlich hoher Lohn-, Renten- und Versorgungsaus-
fall.

188 Vgl. Urtei lBGervom 19.06.2007 (U 595/06)E.3.3.2.18e Vgl. BGE lzsv 297 E. 5a und b.
1eo Vgl. BGE 125v 297 E.5c.
1sl Vgl. BGE i2sv 297 E. 5c und udeit vennrGer GR vom 28.08.2008 (s 07 214) E. 3h.1s2 Vol. Art. 15b ELV.

B. Lohnausfall

l)er unentgeltlich pflegende Angehörige kann keiner Erwerbstätigkeit nachgehen
rrrrd erleidet einen Lohnausfall, wenn er erwerbstätig gewesen wäre, hätte sich
tlcr versicherte Unfall, der die Pflegebedürftigkeit verursacht hat, nicht ereignet.
l)cr Lohnausfall wird nur kompensiert, sof-ern und soweit der Betreute diesen
liciwi l l ig im Rahmen eines Pflegevertrags ausgleicht oder auf Grund einer ge-
tc | :.1 ichen Ausgleichspflicht zu entschädigen hat.

lrrr innerehelichen Verhältnis sehen Art. 163 und 164 ZGB keine Entschädi-
r- ' trngspfl icht vor, weshalb ein Ausgleich nur im Rahmen der nachehelichen Un-
te rhaltspflicht'e3 oder der güterrechtlichen Vermögensteilung erfolgen kann'no. Bei
resistrierten Partnerschaften kommt lediglich ein unterhaltsrechtlicher Ausgleich
nr lirage'nu, während bei Konkubinatspartnern weder ein unterhaltsrechtlicher
,, \rrsgleich noch eine sozialversicherungsrechtl iche Beitragspfl icht für die Natu-
r rr I  lc istungen bestehtle6.

l l rrkl lr  ist ferner, inwieweit die unentgelt l iche Betreuung und Pflege durch An-
lclr(irige einen Lidlohnanspruch'n' oder ein stillschweigendes Arbeitsvertrags-
vt'rltiiltni,s nach Art. 320 Abs. 2 OR begründet und als Folge davon eine sozial-
r t ' r 's icherungsrechtl iche Beitragspfl icht auslöst. Einmal wird ein Anspruch der

lrllcucnden Kinder gestützt auf Art. 334 ZGBtn', ein anderes Mal demgegenüber
lt 's l i i lzt  auf Art.  320 Abs. 2 OR'ee angenomrnen'oo.

Vgl. Ar1. 125fl.ZGB.
Srehe Art. 205lt. ZGB. Die Kapitalleistung, die ein Ehegatte von einer Vorsorgeeinrichtung oder wegen
Arbeitsunfähigkeit erhalten hat, wird im Betrag des Kapitalwerles der Rente, die dem Ehegatten beiAuflö-
sung des Güterstandes zustünde, dem Eigengut zugerechnet (vgl. Art. 207 Abs. 2ZGB).
Vql. Art. 34 Abs. 2 und 3 PartG.
[)re in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebende Frau, die ausschliesslich den gemeinsamen Haushalt
fuhrl und dafür von ihrem Partner Naturalleistungen (in Form von Kost und Logis) und allenfalls zusätzlich
crn Taschengeld erhält, ist beitragsrechtlich als Nichteruerbstätige zu betrachten. Die Naturalleistungen
sowie das allfällige Taschengeld stellen somit nicht massgebenden Lohn im Sinne von Ad. 5 Abs. 2 AHVG
r!;rr (vgl BGE 125 V 205 ff.). Die im Konkubinat lebende Person, deren Tätigkeit in der Führung des ge-
nrornsamen Haushaltes besteht und die dafür über Naturalleistungen (Kost und Logis) sowie ein allfälliges
I;rschengeld hinaus im Rahmen eines Arbeitsvertrages einen Barlohn erhält, fällt jedoch nicht unter die
(tornass Art. 2 Abs. 1 lit. g UVV vom UVG-Versicherungsobligatorium ausgenommenen Personen (vgl.
ß( jE 130 v 553 E. 3).
Vrl l  Arl  334 ZGB.
Vrl l  lJr lcr l  EVG vom 01.07.1991 i .S. W. E. 4b und c (Entschädigung in Höhe von CHF 60 000 füreine 12-
l,r lrrrr;c f  ) l lcr;c crnes Elterntei ls).
Vr l l  IJr tor l  EVG vom 15 12.1997 i .S.  M.-  W. O. = AHI 1998, 153, und ferner BGE 90 11443.
lrr l l ( i I  i0 l l  2l  wurdc die Anwendung von Art.320 Abs.2 OR abgelehnt, ein al l fäl l igerLidlohn abernicht
lr , f  rul l  [)rc:;cr I i r l l  bctraf Bctreuunqs- und Pflegeleistungen eines Sohnes für seine erkrankte Mutter. Das
l lrrrrrtr , ' ,1;1,1,,1,t  l rrcl l  f tr : ; t ,  r Irss rJir-.  rund dreimonatrqe Pflege durch den Sohn in Erfül lung der Beistands-
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I  lu l  v y L.ul  l l l r r rL lJ\r4l | .a lLt  t - t l t  I  l l / l  I  l lJ lL ( I lLgt  l , l  L lgr) fJ l  lq\ f  IVtgt

C. Versicherungslücken
1. Versicherungslücken bei Krankheit oder Unfall

Der ungedeckte Lohnausfäll hat beim pflegenden Angehörigen Versicherungslü-
cken zur Folge, wenn er erkrankt oder verunfallt.lm Krankheit.sfall entgeht dem
Angehörigen bei einer kurzfristigen Pflegearbeitsunfähigkeit das Krankentaggeld
bzw. der Lohnfortzahlungsanspruch'o'. Bei einer längerfristigen Pflegearbeitsun-
fähigkeit erhält der pflegende Angehörige eine tiefere Invalidenrente der IV.
Eine Invalidenrente der zweiten Säule202 entfällt, da der pflegende Angehörige
nicht versichert ist bzw. nicht beitragspflichtig war'o'.

Im Unfalffal/ entgeht dern Angehörigen bei einer kurzfristigen Pflegearbeitsun-
fähigkeit das Unfalltaggeld bzw. der Lohnfortzahlungsanspruch'oo. Bei einer
längerfiistigen Pflegearbeitsunfähigkeit erhält der pflegende Angehörige eine
tiefere Invalidenrente der IV. Die Invalidenrenten der zweiten Säule'ou und der
Unfallversicherung'0o entfallen, da der pflegende Angehörige nicht versichert ist
bzw. beitragspflichtig war'ot. Nicht geltend gemacht werden können ferner Versi-
cherungsleistungen des UVG, die in der Krankenversicherung nicht versichert
sind, wozu insbesondere die Integritätsentschädigung zählt.

2. Beeinträchtigung der Altersrentenanwartschaft

a) Allgemeines

Die für unentgeltliche Betreuungs- und Pflegeleistungen nicht bestehende sozi-
alversicherungsrechtliche Beitragspflicht bzw. die fehlenden Versicherungs-
obligatorien im Bereich der beruflichen Vorsorge und der Unfallversicherung

pflicht erfolgte. U. a. hielt das Bundesgericht fest: "Auf einen ausdrücklich oder stillschweigend vereinbar-
ten Dienstuerlrag mit der Mutter kann sich der Kläger nicht berufen und tut es auch nicht. Ein Vertragsver-
hältnis kann auch nicht gemäss Ad. 320 Abs. 2 OR als bestehend angenommen werden, da es sich bei
den von ihm geleisteten Diensten keineswegs um solche handelt, deren Leistung nach den Umständen nur
gegen Lohn zu erwaden ist (BGE 67 ll 203). Die Tätigkeit des Klägers findet vielmehr ihre ganz natürliche
Erklärung und Rechtfertigung in dem Verhältnis der Verbundenheit und Anhänglichkeit, das zwischen ihm
und seiner Mutter bestand. Ebenso wenig kommt eine Forderung aus ungerechtfertigter Bereicherung in
Frage, weil die erbrachte Leistung nicht ohne Rechtsgrund, sondern in Erfüllung eben der sittlichen und
rechtlichen Beistandspflicht zwischen Kindern und Eltern gemäss Atl,271 ZGB erfolgte', (BGE 70 ll 21 E.
2).201 vgl. Art. 324a f. oR.202 Vgr. Art. 2g ff. BVG.

203 Vgl. Art.2 BVG.
204 vgl. Art. 324a l. oR.
2os Vgl. Art. 23 ff. BVG.
206 vgr. Art. 18 ff. uvc.
201 Vgl. Art. 2 BVG sowie Art. 11 Abs. 2 UVG und Art. 2 Abs. 1 lit. a UVV.

hceinträchtigen ferner die Altersrentenanwartschaft des pf-legenden Angehörigen
rlcr ersten und zweiten Säule.

l)cr pflegende Angehörige erhält eine tiefere Altersrente der AHV, sofern und
soweit die als Folge des Lohnausfal ls eintretende Beitragslücke der ersten Säule
rricht durch Betreuungsgutschriften und allfällige Beiträge des/der Ehegatten
kompensiert wird, was bei einem pflegebedürftigen Versicherten in der Regel
rricht der Fall ist. Eine Altersrente der zweiten Säule'o8 und die über das ordentli-
t'lrc Pensionsalter hinaus bis zum Tod weiterlaufende Invalidenrente der UV'on.
tlic eine Altersrentenfunktion hat2'0, entfällen gänzlich.

b) Betreuungsgutschriften

f ) ic im Rahmen der 10. AHv-Revision per 01.01.1997 eingeführten Betreuungs-
.qttt,schriften bestehen in einer jährlichen Rentengutschrifi für Angehörige, die
rrtitrde,stens im mittleren Grade hilflose Personen, im gleichen Haushalt2'1 betreu-
t'n'' '2. Der Anspruch steht nicht dem betreuungsbedürftigen Versicherten, sondern
tlcrr ihn pf legenden Angehörigen zu. Die Rechtsprechung hat geklärt.  dass es
gcrr[ igt,  wenn die betreute Person hi l f los ist und eine Hil f losenentschädigung der
r\ l lV oder der UV213 beanspruchen könnte. Ob sie tatsächl ich eine Hil f losenent-
rr 'hr icl igung bezieht, ist unerheblich' '0.

l) t ' r '  hctreuende Angehörige muss zudem nicht im gemeinsamen Haushalt per-
ttuutcllt wohnen, sich aber überwiegend dort aufhalten. Das Erfordernis des
rr lr t ' rwiegend gemeinsamen Haushaltes ist ab einem Aufenthalt von insgesamt
t tttttl I t30 Tagen im Jahr erfüllt2'u. Bei einer Entfernung von 800 Metern zwischen
rlt ' t t t  Haus der betreuenden und der Wohnung der pf legebedürft igen Person kann
tttr ' l t l  r trchr von einem benachbarten Grundstück bzw. von einem semeinsamen
I lrrrrslralt  gesprochen werden"6.

' '  Vgl Art.  13ff.  BVG.
" Vgl Art.  19 Abs. 2 UVG.

Vgl.  BGE 126 l l l  41 E.4,  122 V 418 E.3a und 113 V 136 E.4b sowie Urtei l  BGer vom 24.01.2001
(4C.237t2000) E.3b.
[)its Erfordernis des gemeinsamen Haushaltes mit der betreuten Person ist erfüllt bei gleicher Wohnung,
crrter anderen Wohnung im gleichen Gebäude oder einer Wohnung in einem anderen Gebäude aul dem-
:;clbcn oder einem benachbarten Grundstück (vgl. Art. 529 AHVV). Bei einer Entfernung von 800 Metern
rwtschen dem Haus der betreuenden und der Wohnung der pflegebedürftigen Person kann nicht mehr von
lrttcttt benachbaden Grundstück von einem gemeinsamen Haushalt gesprochen werden (vgl. BGE 129 V
.r.11) t f  )
Vrll Ar1 29 AHVG und Art. 529 ff. AHVV.
l i r l l r r :  r l i r / r r  RGE 127 V I  13 f f  .
Vr l l  l | ( i t  12( i  V 43ir  l f
Vr l l  l | ( i t  l l , l l  V l l52 f f
Vr l l  t l ( i [  1;)1) V i141) t l
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Die Betreuungsgutschrift wird unabhängig von der Betreuungs- und Pflegeinten-
sität egalitär ausgerichtet und entspricht dem Betrag der dreifachen minimalen
jährlichen Altersvollrente im Zeitpunkt der Entstehung des Rentenanspruchs von
derzeit CHF l3'680''t. Bei Rentenbeginn im Jahr 2009 werden pnr Betreuungs-
jalrr CHF 41'040 angerechnet. Bei verheirateten Personen wird clie Betreuungs-
gutschrift während der Kalenderjahre der Ehe hälftig aufgeteilt'''.

Die Betreuungsgutschrifien von CHF 41'040 bzw. von der Hälfte, wenn der
pflegende Angehörige verheiratet ist, kornpensiert entgehende Altersrentenan-
wartschaften der ersten Säule (AHV) - nicht aber der zweiten Säule (berufl iche
Vorsorge) oder den Lohnausfall - in Bezug auf ein mutmasslich unter CHF
4l'040 liegendes Erwerbseinkommen des betreuenden Angehörigen oder einen
geringen Pflegeaufwand bei der betreuten Person.

Vergleicht r.nan die Betreuungsgutschrif ien mit den im Rahmen der Schweizeri-
schen Lohnstrukturerhebung erhobenen monatlichen bzw. jährlichen Bruttolöh-
nen (Zentralwert) der medizinischen, pflegerischen und sozialen Tätigkeiten mit
uncl olrne Diplom2'e, stellt man fest, dass die jährliche Betreuung,tgt.ttschrift unter
tlem Bruttojahreslohn einer nicht diplomierten Hilfskraft liegt, die einfache und
repetitive Arbeiten erledigt. Liegt der zeitliche Betreuungs- und Pflegeaufwand
pro Monat über der Arbeitssollzeit von rund 182 Stunden oder ist eine komplexe
Pflege notwendig, erhöht sich die Diskrepanz weiter.

vvvvrruvrvLv.

D. Versorgungsausfall
1.  Al lgemeines

llcirn Tod des Betreuten erbt de.r pflegende Angehörige, sofern testamentarisch
otlcr gesetzlich erbberechtigt, dessen Vermögen und erhält allfäll ige privatversi-
t'lrcrungsrechtlichen und sozialversicherungsrechtliche Versicherungsansprüche,
rrrsbes<lndere eine Witwen- bzw. Witwerrente. Kein Anspruch auf eine unfallver-
sichcrungsrechtliche Hinterlassenenrente besteht, wenn der Tod nicht unfallkau-
r:rl war"o. Der pflegende Angehörige erleidet deshalb regelmässig beim Tod des
( icschädigten einen Versorgungsausfall: Er verliert einerseits die Renteneinkünf-
tr ' und die Hilf losenentschädigung, und erhält andererseits nur die minimale
Witwen- bzw. Witwerrente der AHV. Da er pf'legebedingt nicht für sein Alter
\ ()r 'sorgen konnte, wird der Versorgungsausfä|l nicht kompensiert.

2. Ausschluss einer Hinterlassenenrente der Unfallversicherung bei einem
nicht unfallkausalen Tod

l)cr Ausschluss einer Hinterlassenenrente der Unfallversicherung bei einem nicht
rrrrl ir l lkausalen Tod ist vor dern Hintergrund des Kausalitätsprinzips insoweit
loltcrichtig, als ein krankheitsbedingter Versorgungs- und Rentenausfall bei
t ' irrcrn unfallkausalen Tod an sich anspruchsberechtigten Angehörigen nicht
rt 'r 'sichert ist. Eine andere Frage ist, ob und inwieweit der Versorgungs- und
l(('ntcnausfall, den Angehörige, insbesondere pflegende Angehörigen, beirn Tod
,lt 's Vcrsicherten erleiden, unfallbedingt eintritt.

l) ic geltende Hinterlassenenrentenregelung der Unfallversicherung geht davon
,rrrr. t l :.rss immer dann und nur dann, wenn der Tod natürliche und adäquate Folge
rlt 's I lnlalles war, beim Ehegatten bis zu dessen Tod"'und bei den Kindern bis
rrrrrirrrir l zu deren 25. Lebensjahf" ein Versorgungsausfall in der Höhe von 407o
rlt's vcrsicherten Verdienstes (bei Ehegatten)"' bzw. 25Vo des versicherten Ver-
rlrt 'rrstcs (bei Vollwaisen) entsteht22a. Die Gleichbehandlung der Ehegatten bei
rrrrlrrl lursiichlichem Tod, egal ob der Ehegatte vor dem Tod und darüber hinaus
r'r\\( 'r ' l)stt it ig war oder nichterwerbstätig ist oder den Versicherten bis zu seincm
f rrtf rrrrtcr Urnständen während längerer Zeit - gepflegt hat, begünstigt die
rrrt lrt .scschricligtcn Ehegatten und benachteil igt die geschädigten Ehegatten. Die

Vrl l  Ar1 28 UVG
Vryl  Art  29 UVG
Vrr l  Art  :10 UVG
l)r,r rp:;r;lrrcrlcnc Ehegatte erhält eine Hinterlassenenrente in der Höhe von 20o/o des versicherten Ver-
r t r l r r : ,kr : ;  {Ar l  : } l  Al ts 2 UVG)

'  Vr l l  Art  i l  Al l ;  t iV( l

217 Vgl. Art.29'"0'" 'Abs.4 AHVG.218 Vgr. Art. 2g'"''"'Abs. 6 AHVG.'21e <http://www.bfs.admin.ch/bfs/poflal/de/index/themen/03/04/blanl</key/lohnstruktur/nach

Frauen Mcirurcr Durch,schnitt

Ohnc Diplorn/Monat CHF 4'602 CHF ,t'643 cHF 4'606

Ohne Diplom/Jahr cHF -55'224 cHF 55'716 cHF 55',212

Mit Diplon/Monat cHF 5'450 cHF 6'060 cHF 5'53-5

Mit Diplom/Jahr cHF 65'400 cHF 72',720 cHF 66'.420

Quel le : BFS, Schwei zeri sche Lohnstrukturerhebu n g 2006

taetiqkeiten html>

Hardy Landolt
42

Hardy Landolt
43



I

rlLr lL ly I

geltende Regelung gewährt je nach Fallkonstellation sogar nicht geschädigten
Angehörigen eine Hinterlassenenrente.

Der etwerbstätige Ehegatte erleidet weder einen Lohnausfall noch einen hohen
Versorgungsausfäll, ist zudem gegen Unfall versichert und kann im Rahmen der
ersten und zweiten Säule für das Alter vorsorgen, erhält aber dieselbe Hinterlas-
senenrente wie nichterwerbstätige oder pflegende Ehegatten, die je nach ihrer
mutmasslichen Berufskarriere einen höheren Lohn-, Versorgungs- und Versiche-
rungsausfallschaden zu tragen haben. Bei den pflegenden Ehegatten kommt
hinzu, dass sie in schweren Pflegefällen die Unfall- und ferner auch die Kran-
kenversicherung mit ihrer unentgeltlichen Pflege entlasten. Ein Entlastung der
Sozialversicherung tritt tendenziell bei einem hohen Pflegebedarf ein. In einem
solchen Fall decken die Hilf losenentschädigung und die ohnehin nur ermessens-
weise zu gewährende Angehörigenpflegeentschädigung der UV die mutmassli-
chen Heimpflegekosten nicht. Bei einer Heimpflege müssten die Unfallversiche-
rung die Behandlungspflegekosten225 und die Krankenversicherung die
Grundpflegekosten übernehmen. Zudem ist bei einer längerfristigen Absenz vom
Arbeitsmarkt und der Doppelbelastung bei einer intensiven Pflege der Wieder-
einstie g ins Berufsleben erschwert.

Vor dem Hintergrund des Kausalitätserfordernisses und dem Zweck der unfall-
versicherungsrechtlichen Hinterlassenenrente, unfallbedingte Versorgungs- und
Rentenausfälle bei den Angehörigen des Versicherten zu kompensieren, würde
sich eine Neukonzeption der unfallversicherungsrechtlichen Hinterlassenenren-
tenordnung von Art. 28 ff. UVG aufdrängen: Einerseits wäre die Hinterlassenen-
rente von der Unfallursächlichkeit des Todes zu entkoppeln und an die Unf'allur-
sächlichkeit des Versorgungs- und Rentenausf-alls zu binden; andererseits wäre
denjenigen Angehörigen, die einen höheren Versorgungs- und Rentenausfall
erleiden, eine höhere Hinterlassenenrente, den weniger geschädigten Angehöri-
gen eine tiefere Hinterlassenenrente zu gewähren. Zu den tendenziell mehr ge-
schädigten Angehörigen zählen pflegende Angehörige, die den Versicherten, der
unfallbedingt pflegebedürftig war, während längerer Zeit betreut und einen
Lohnausfall erlitten haben und selbst keinen Vorsorgeschutz aufbauen konnten,
lrnd Angehörige von Versicherten mit einer Teilinvalidenrente, die ihre Rester-
werbsfähigkeit auf dem konkreten Arbeitsmarkt nicht verwerten und infolgedes-
sen keinen genügenden Vorsorgeschutz für sich und den Ehegatten sicherstellen
konnten.

225 Bei einem tetraplegisch gelähmten Versicherten mit Schädelhirntrauma hat die UV monatlich CHF I 035
für die Behandlungspflege bei einer Heimunterbrtngung zu leisten (vgl. Einsprache-Entscheide Suva vom
24.06.1999 i .S.  S.P.) .

3. Versorgungsausfallhaftung

a) Versorgungsausfall nach dem Tod

Der Versorgungsausfalt cter Angehörigen ist haftpflichtrechtlich zu entschädi-
gcn, sofern der Tod des Betreuten rechtserhebliche Folge des haftungsbegrün-
rfenden Tatbestandes war"u. Ein Versorgungsausfallschaden tritt beim Wegfall
t!t,s Einkommens wrd der hauswirtschnftlichen Arbeitskraft des Verstorbenen ein.
l:s spielt keine Rolle, ob die Lebenshaltungskosten durch ein Erwerbseinkom-
nren des Versorgers oder allfällige Ersatzeinkünfte, namentlich Sozialversiche-
lungsleistungen bzw. Renteneinkommen"t, gedeckt worden sind. Entschädigt
wird eine bestimmte Quote des wegfallenden Versorgereinkommens"u.

Zwischen dem Versorgungsausfallschaden und den Hinterlassenenrenten, insbe-
ssrrdere der Witwen- bzw. Witwerrente, besteht eine vollstöndige Ereignisiderfii-
lril, weshalb diese in Abzug zu bringen sind"n. Bei teilerwerbstätig gewesenen
Vcrsorgern muss eine anteilsmässige Anrechnung an den Einkommens- und
l)icnstleistungsschaden erfolgen, die sich mangels einer gesetzlichen Regelung
nuch der gemischten Invaliditätsmethode der IV zu richten hat'30.

llcsteht keine Haftung für die Pflegebedürftigkeit des Verstorbenen oder ist der
'l'ocl nicht als rechtserhebliche Folge des haftungsbegründenden Tatbestandes
r.ingetreten, erhält der pflegende Angehörige keinen Ersatz für den die Hinterlas-
sclcnrente übersteigenden Versorgungsausfall. Bestand eine unfallbedingte
l,l'legebedürftigkeit erhält der pflegende Angehörige nur eine Hinterlassenenren-
rc tlcr lV und der beruflichen Vorsorge, nicht aber eine Komplementärrente der
tlnlir l lversicheruns. wenn der Tod des Betreuten nicht rechtserhebliche Folge
tlcs Unfalles war.

b) Versorgungsausfall vor dem Tod

l)cr Versorgungsausfall der Angehörigen vor dem Tod ist - wie der tötungsbe-
rl irrgtc Versorgungsausfallschaden i.S.v. Art. 45 Abs. 3 OR - als mittelbarer
f )ilcktschaden ersatzfähig. Aktivlegitimiert ist aber der Verletztebzw. nachmalig
Vt.r 'storbene, weil er ein überwiegendes Restitutionsinteresse hat. Der Versor-

' Vgl Art. 45 Abs. 3 OR.
Vgl z.B. BGE 112ll87 = Pra 1986 Nr. 130 E, 2b'
Werterfuhrend LRNoolr, ZH-Kommentar, N 249 ff. zu Art. 45 OR.

'  Vql  BGE l24l l l222ff .undUrtei l  EVGv0m11.06.2001 (B6/99Gb)=p62002Nr'17=SVR1994BVG
Nr B , .  SZS 2003,52 E.3a-c; ferner BGE 109 l l65 = Pra 1983 Nr.  144 E.2b,90l l79 = Pra 1964 Nr.  83 E'
lt und B1 il 38 = Pra 1955 Nr. 61 E. 3 sowie Entscheid Rekurskommission der AHV/IV für die im Ausland
wolrttottclcn Personen vom 30 1 1 1994 (AHV 42839) = Pra 1999 Nr' 98 E' 4a'
Vrrl Arl 28 Abs 3 tVG r V.m. Afl.27'' IVV und ferner statt vieler LRNooLt, ZH-Kommentar, N 346 zu Art.
. l f ,  Ot l
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gungsausfällschaden der Angehörigen vor dem Tod wird als Erwerbsausfall-
oder Haushaltschaden des Geschädigten abgegolten"'. Mitgeschädigte Angehöri-
ge können deshalb, selbst bei unfallkausalem Tod, keinen Ersatz für den Versor-
gungsausf-all, den sie vom Zeitpunkt der Verletzung bis zum Tod erleiden, gel-
tend machen, wenn sie die Erbschaft ausschlagen'3'.

E. Zusammenfassung der Unklarheiten und Deckungslücken
Die derzeitige sozialversicherungsrechtliche Rechtslage weist in Bezug auf die
unentgeltliche Angehörigenpflege mehrere Unklarheiten und Deckungslücken
auf (nicht abschliessend) :

- Die unentgeltliche Angehörigenpflege ist nicht in allen Sozialversicherungs-
zweigen anerkannt. Als Folge davon erhält der Betreuungsbedürftige keine
Pflegeversicherungsleistungen und ist nicht in der Lage, den pflegenden An-
gehörigen marktkonform zu entlöhnen bzw. dessen Lohnausfall auszuglei-
chen.

- Der arbeits- bzw. sozialversicherungsrechtliche Status der Angehörigenpfle-
ge ist nicht restlos geklärt. Fraglich ist insbesondere, ob bei langfristigen
bzw. schweren Pflegefällen ein Lohnanspruch gemäss Art. 320 Abs. 2 OR
besteht und infolgedessen eine sozialversicherungsrechtliche Beitragspflicht
besteht.

- Der während der Betreuungs- und Pflegephase beim pflegenden Angehörigen
eintretende normative bzw. tatsächliche Lohnausfall wird überhaupt nicht
oder nur ungenügend und die entfallenden Sozialversicherungsbeiträge durch
die Betreuungsgutschriften - vor allem in schweren Pflegefällen - nicht voll-
umfänglich gedeckt. Bevorzugt werden leichtere Pflegefrille, in denen der
Pflegebedürftige eine Hilflosenentschädigung und der pflegende Angehörige
B etreuungsgutschriften erhalten.

- Der pflegende Angehörige ist nur durch die AHV/IV und die Krankenversi-
cherung gedeckt. Erkrankt, verunfallt oder stirbt der pflegende Angehörige,
erhalten er und der Gepflegte lediglich minimale Rentenleistungen.

Vgl. BGE 127 lll 403 = plädoyer 200116,65 = ZBJV 2003, 46 (Bemerkungen von Heinz Hausheer und
Manuel Jaun) E.4blaa.
Vgl. BGE 58 l l  127 E.4b und Urtei lCourde Justice Civi le GE vom 03.05.1974 i .S. Ligue genevoise contre
le Cancer c. Hoirs Wenoer = SJ 1975. 55 E. XX.
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